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Mit Blick auf die liberale Theorie der Internationalen Beziehungen wird die Bedeutung von 

Medieninformation für außenpolitische Präferenzbildungsprozesse beleuchtet. Am Beispiel 

der Goljkrise 1990 und des GolJkrieges 1991 zeigt sich, dass von einer >frei deliberierenden« 

demokratischenÖffentlichkeit in den USA nicht unbedingt die Rede sein kann. Vielmehr be- 

diente sich die Exekutive einer ausgefeilten >>Medien(kriegs)politik<c, um den medialen Dis- 

kurs zu dominieren und die Meinungsbildung zu steuern. Dieser Befund stellt eine Herausfor- 

derung für die liberale Theorie dar: Wenn eine demokratische dffentlichkeit nicht über nus- 

gewogene Informationen verfügt, kann mit Blick auf militärische Gewalteinsätze nur einge- 

schränkt von demokratischer Kontrolle gesprochen werden. Ein amerikanischer Präsident, 
-7 der mit seiner Medienpolitik den öffentlichen Diskurs über den Einsatz militnrischer Gewalt '$ 

dominieren kann, verfi7gt offensichtlich über größere Handlungsspielräume nach innen und 

außen, als die liberale Theorie bisher angenommen hat. 
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1. Medieninformation und Außenpolitik in der Demokratie: 
Blindstelle der liberalen Theorie* 

,,Als wir noch naiv und unschuldig waren, mochten wir geglaubt haben, 
daß sich Issues 'einfach ereignen', oder daß soziale Zustande, die wirklich 
gefährlich sind, automatisch ernsthafte Aufinerksamkeit auf sich lenken 
und damit für Abhilfe gesorgt sci. Aber was inzwischen für die meisten 
Produkte und auch politischen Kandidaten gilt, gilt auch für politische 
Themen: Ohne starke Promoter-Organisation ist das Scheitern auf dem 
Markt absehbar - in diesem Fall auf dem Marktplatz für Ideen" (Charles T. 
Salmon, zit. nach Ruß-Mohl 1992: 1341135). 

,,Television has done as much to expand the powers of the President as 
would a constitutional amendment formally abolishing the CO-equality of 
the three branches of govemment." (J. William Fulbright, zit. nach Graber 
1993: 310). 

In der Theoriedebatte der Internationalen Beziehungen (IB) hat eine Renaissance des Libera- 

lismus eingesetzt.' Selbstbewusst reklamiert die liberale Schule der I 8  den Status einer 

Großtheorie (dazu Meyers 1990: 58-61) und beansprucht eine ebenso grolje Erklärungsreich- 

weite wie die gängigen, bisher dominanten systemischen Theorien internationaler Politik. 

„Die liberale Theorie", proklamiert Andrew Moravcsik, „verdient es als gleichwertige und 

analytisch umfassendere paradigmatische Alternative zu den zwei tonangebenden Theorien 

in der Disziplin IB, dem Realismus und dem Institutionalisrnus, behandelt zu werden" 

(Moravcsik 1997: 5 13).' 

Die selbstbewusste Einschätzung kommt nicht von ungefähr, zumal auch die Politik die ana- 

lytischen Befunde der liberalen Theorie zur Kenntnis genommen und sich wie im Falle der 

USA die weltweite Demokratisierung auf ihre f ahnen geschrieben hat (U.S. President 1998: 

iii, 33-35, 1995: 7, 22-24). Gewiss: In der Empirie kollidiert die Vision einer demokratischen 

Weltordnung mit gegenläufigen Trends in Gestalt von »ethnonationalen« Konflikten sowie 

regionalem Machtstreben und im theoretischen Diskurs erweisen sich systemische Ansätze 

vielerorts als unverändert tonangebend (vgl. Milner 1998: 764; Jervis 1999: 42-44). Gleich- 

wohl hat die liberale Theorie Auftrieb bekommen und sich aus ihrer langjährigen Randstän- 

digkeit befreien können. Inwieweit sie sich allerdings langfristig als paradigmatische Altema- 

* Für wertvolle Anregungen danken wir Marcus Gräser und Söhnke Schreyer. 
1 Vgl. Moravcsik (1997); Czempiel(1996); Schmidt (1996); Moravcsik (1996); Zacher/Matthew (1995); Russett 
(1993); siehe auch Risse-Kappen (1994). 
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tive etablieren kann, hängt nicht zuletzt von der Stringenz des liberalen Theoriegebäudes 

selbst ab. 

Wir argumentieren im folgenden, dass hier mit Blick auf die Medieninforrnation eine Lük- 

ke besteht, die es zu schließen gilt, wenn der Liberalismus sich als „general theory" 
k. -. 

(Moravcsik 1997: 5 15) behaupten will. Wir knüpfen dabei an Überlegungen von Ernst-Otto 

Czempiel und Hajo Schrnidt an, die jüngst darauf hingewiesen haben, dass die Gültigkeit der 

Hypothesen der liberalen Theorie wesentlich von einer „emanzipierten Pressecc (Czempiel 

1996: 91) bzw. von der Verfügbarkeit, Qualität und Quantität medial vermittelter Information 

über außenpolitische Sachverhalte abhängt (Schrnidt 1996: 106, 108; vgl. ferner Cohen 1995 : 

100). 

4 Mit Blick auf die USA und die Entscheidungsprozesse in der Golfkrise 1990 und im 

Golfkrieg 1991 konstatieren wir, dass von einer ,,frei deliberierenden" (Schmidt 1996: 106) 

demokratischen Öffentlichkeit nicht die Rede sein kann. Vielmehr ist die Berichterstattung 1 - - - 

von der Exekutive systematisch manipuliert und eingeschränkt worden, um Unterstützung fur 1 
ihre politischen und militärischen Ziele zu mobilisieren. An die Stelle der vom Liberalismus 1 

I 

postulierten >>frei deliberierenden4 Öffentlichkeit trat zeitweilig ein von der Exekutive dorni- 1 
nierter medialer Diskurs. Amerikanische Präsidenten scheinen seit dem Vietnamkrieg somit: 

vor allem eines gelernt zu haben - nämlich ,,ihre jeweiligen Kriege besser zu 'verkaufen"' 

(Dominikowski 1993: 33). Die »Medien(kriegs)politik« der Exekutive war darauf angelegt, 

die gesellschaftliche Partizipation am außenpolitischen Entscheidungsprozess - Kernstück der 

liberalen Argumentation - zu beschneiden. Eine ausgewogene Diskussion auf breiter Informa- 

tionsgrundlage sollte möglichst vernieden werden. Hier besteht sowohl in theoretischer als 
i 

auch in empirischer Hinsicht Präzisierungsbedarf. 

Doch zunächst zu den Kernpunkten des liberalen Theoriegebäudes. Im Gegensatz zu sy- 
- - -  _- 

stemischen Großtheorien leitet der Liberalismus das Außenverhalten von Staaten nicht primär 

von Strukturrnerkmalen des internationalen Systems, sondern aus gesellschaftlichen Präfe- 
-- 

renzbildungsprozessen ab.\ Es sind die Anforderungs-RTmwandlungsprozesse zwischen Ge- 

sellschaft und politischem System, die ursächlich darüber entscheiden, wie Präferenzen ag- 

gregiert und nationale Interessen ausgebildet werden und wie sich Staaten nach außen verhal- 

ten. Akteure sind rational handelnde Individuen und gesellschaftliche Gruppen mit voneinan- 

der unabhängigen Interessen. Sie sind dem Staat analytisch vorgeschaltet, wobei die politi- 

„Liberal theory", heißt es im Orginal, "deserves to be treated as a paradigmatic alternative coequal with and 
analytically more Eundamental than the two dominant theories in contemporary IR scholarship: realism and 
institutionalism." Alle folgenden englischen Zitate im Text sind sämtlich ins Deutsche übersetzt worden. 
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schen Institutionen als Orte zur Repräsentation gesellschaftlicher Interessen verstanden wer- 

den (Moravcsik 1997: 518-520). Was Staaten tun, wird also durch das bestimmt, was sie 

wollen, und nicht durch das, wozu sie durch die Struktur des Systems gezwungen sind. Die 

Handlungsmuster internationaler Politik ergeben sich in dieser theoretischen Perspektive aus 

den gesellschaftlichen Kontexten, in welche die Regierungen eingebettet sind. Damit wird die 

fruchtlose theoretische Verengung der Handlungszusarnrnenhänge internationaler Politik auf 

nach innen amorphe Akteure überwunden (vgl. dazu auch Milner 1992: 493-495, 1998: 779- 

782). Statt dessen rückt die Analyse des Verhältnisses von gesellschaftlichen Präferenzbil- 

dungsprozessen und staatlichem Außenverhalten in den Vordergrund. 

Der Gedanke, dass zwischen dem Außenverhalten der Staaten und deren innerer Verfasst- 

heit ein direkter analytischer Zusammenhang besteht, hat eine lange ideengeschichtliche Tra- 

dition. In Ansätzen findet er sich schon bei Niccolo Machiavelli (vgl. Czempiel 1998: 155- 

160), wiewohl Irnmanuel Kant das Verdienst gebührt, den Zusammenhang in ein Theorem 

gekleidet zu haben. Kant betont den Nexus zwischen den individuellen Freiheitsrechten der 

Staatsbürger im Sinne der gesellschaftlichen Teilhabe arn Entscheidungsprozess und dem ge- 

waltaversen Außenverhalten von Staaten. Dabei entwickelt Kant zwei Hypothesen, die analy- 

tisch auf sehr unterschiedlichen Niveaus angesiedelt sind. 

Im ersten Definitivartikel seiner Schrift »Zum Ewigen Frieden« setzt Kant das Außenver- 

halten der Staaten in direkte Beziehung zu den Partizipationschancen der Staatsbürger, deren 

individuelle Wohlfahrtsinteressen einer aggressiven, rein auf Selbsthilfe ausgerichteten Au- 

ßenpolitik entgegenstehen, weil sie befürchten müssen, ihre Wohlfahrtschancen zu beschädi- 

gen oder - schlimmer noch - gänzlich einzubüßen (Kant 1795: 44-46). Hier tritt der struktu- 

relle Aspekt der liberalen Argumentation deutlich zu Tage. Es sind -- die - Partizipationschancen _ _ _._ _ _ --_ 

der rational handelnden, ihre Wohlfahrtsinteressen verfolgenden Staatsbürger, die ein 
. -  - - - - - - . 
kriegsabgeneigtes Außenverhalten induzieren. Als Mechanismus, der die Akteurs-präferenzen - ". - 
in außenpolitische ~ntscheidun~en übersetz; fungiert die Gewaltenteilung. Vermittelt über 

das Parlament verweist sie Regierung und Gesellschaft im außenpolitischen Entscheidungs- 

Prozess aufeinander (vgl. Czempiel 1996: 88f; Siverson 1995: 82-84). Ergo stehen demokrati- 

sche Mitbestimmung und Außenverhalten in einem unmittelbaren analytischen Zusammen- 

hang: Je höher der Partizipationsgrad der Gesellschaft an außenpolitischen Entscheidungen, - I 

desto geringer die Kriegsneigung. i< "II I 

In seinem zweiten Definitivartikel fügt rc?- ~ & t  dem strukturell-institutionellen Aspekt seines 

Theorems noch einen normativen hinzu (Kant 1795: 46-50). Er fuRt auf der Überlegung, dass 

demokratische Hemchaftssysteme gleichartige soziale Strukturen und Wertesysteme aufwei- 
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Sen, die durch Charakteristika wie Gewaltenteilung, Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit und 

Pluralismus gekennzeichnet sind (vgl. Czempiel 1996: 86-90; Zielinski 1994: 323-325). Je 

stärker sie ausgeprägt sind, desto bestimmender wirken sie sich auf das Außenverhalten ande- 

rer Demokratien aus. 

„Je stabiler eine Demokratie", heißt es bei Bruce Russett, „desto mehr werden demokrati- 

sche Normen ihr Verhalten gegenüber anderen Demokratien bestimmen, und desto mehr 

werden diese anderen Demokratien erwarten, dass ihr internationales Verhalten von demo- 

kratischen Normen geleitet wird" (Russett 1993: 3 5). 

Im Kern fiißt diese Argumentation auf der angenommenen Externalisierung bestimmter ge- 

sellschaftlich eingeübter Verhaltensnormen, die von homologen Herrschaftssystemen wech- 

selseitig erkannt und erwidert werden. Infolgedessen können sich zwischen Demokratien plu- 

ralistische Sicherheitsgemeinschaften ausbilden (vgl. Deutsch et. al. 1957: 5-8; Risse-Kappen 

1995: 505-5 07; AdlerBamett 1998: 3-28). Ihre Grundlage bilden kollektive Identitäten, die 

sich aus demokratischen Normen speisen und es den Akteuren erlauben, ihr Gegenüber als 

quasi wesensgleich zu erkennen (Risse-Kappen 1995: 500, 505; Doyle 1983: 230, 1986: 

1 16 1). Modem formuliert: In dem Maß, in welchem sich Verhaltensnonnen zwischen Staaten 

etablieren, welche die wechselseitige Existenzgarantie betonen, lässt sich die Ungewissheit 

über die zukünftigen Absichten des Gegenübers entschärfen, die als Quelle des Sicherheitsdi- 

lernrnas und des Wettrüstens gilt3 

Dyadische und monadische Erklämngsmuster des »Demokratischen Friedens« bewegen 

sich freilich auf höchst unterschiedlichen methodologischen Niveaus (vgl. Nielebock 1993 : 

181f; Gleditsch 1992: 371; Gates/Knutsen/Moses 1996: 1-3). In einem Fall wird gefragt, in- 

wieweit die Interaktionsmuster von Demokratien zur Ausbildung von Kooperationsgemein- 

schaften im Sinne der Externalisierung symmetrischer Verhaltensnonnen führen. Im zweiten 

Fall wird untersucht, inwieweit zwischen der demokratischen Verfasstheit eines Staates und 

dessen Außenpolitik ein Zusammenhang im Sinne eines gewaltaversen Konfliktverhaltens 

besteht. Das ist eine Differenz ums Ganze. 

Der Verweis auf quggitative Untersuchungen hilft hier nicht weiter, weil die statistischen 

Befunde als ambivalent eingestuft werden müssen (:gjhVB,e,biel 1995: 64-72). Einerseits fuhren 

Czempiel betont in diesem Kontext außerdem (in Anlehnung an den Kantschen »Friedensbund«, wie er im 
zweiten Definitivartikel postuliert wird) „den Zusamrnenschluß der demokratischen Staaten in einer Organisati- 
on" (Czempiel 1996: 96). 
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Demokratien untereinander keine Kriege, wenn man die Untersuchung »militarisierter zwi- 

schenstaatlicher Streitigkeiten« seit 1946 betra~htet.~ Anderseits scheinen Demokratien im 

internationalen System seit 18 16 ebenso häufig in militärische Konflikte verwickelt gewesen 

zu sein wie Nicht-Demokratien (Small/Singer 1976: 67f; Chan 1984: 642; Weede 1984: 
L 

659f). Anders gesagt: Obwohl die Wahrscheinlichkeit der Gewaltanwendung zwischen demo- J 
! 
I 

kratisch verfassten Staatenpaaren offensichtlich seit 1946 statistisch äilßerst gering ist, lässt , 

sich daraus nicht per se ableiten, dass Demokratien eine friedfertigere und kooperativere Au- 
I ßenpolitik verfolgen als nicht-demokratische Herrschafissysteme. Korrelationen dürfen hier , 
i 

nicht vorschnell mit Kausalbeziehungen verwechselt werden. Denn Demokratien präferieren 

keineswegs durchgängig kooperatives Konfliktverhalten - auch nicht ihresgleichen gegeniiber 

- wie die Politik der USA nach 1945 zeigt. David P. Forsythe hat darauf hingewiesen, dass , 
die Vereinigten Staaten zwischen 1947 und 199 1 in mindestens sechs Fällen im Rahmen ver- I 

deckter Operationen gegen gewählte Regierungen vorgegangen sind. Dazu zählen die Aktivi- 

täten der Central Intelligente Agency (CIA)  im Iran (1953), in Guatemala (1954), Indonesien 1 
(1957), Brasilien (ab 1961), Chile (1973) und Nicaragua (1984) (Forsythe 1992: 386). Czem- 1 
piel hat zudem mit seinem Verweis auf den Gewalteinsatz von Demokratien gegenüber Klein- 

staaten auf ein theoretisches Defizit sowohl des normativ-kulturellen, in erster Linie 

„dyadisch-reflexiv" angelegten als auch des strukturell-institutionellen, primär „monadisch- 

additiv" (Nielebock 1993 : 187) ausgerichteten Argumentationspfads hingewiesen. 

,,Wenn die Außenpolitik von Demokratien über ihre Normen und über ihre Entscheidungs- 

Prozesse gesteuert wird, dann muß sie", wie Czempiel feststellt, ,,kontextunabhängig wir- 

ken, zurnal gegenüber Kleinstaaten" (Czempiel 1996: 82, unsere Hervorh.). 

Der normativ-kulturelle Argumentationspfad, der kotz seiner dyadisch-reflexiven Ausrich- 

tung zunächst auf einer angenommenen außenpolitischen Externalisierung von demokrati- 

schen Normen basiert,' weist in diesen Zusammenhängen empfindliche, empirische Blind- 

stellen auf und muss deshalb solange als spekulativ angesehen werden, bis detaillierte Fallstu- 

dien ein konturenschärferes Bild liefern (vgl. Risse-Kappen 1995 : 5 10; Debiel 1995: 75). 

4 MaozIRusseti (1993: 632f); Weede (1992: 378-382); Maoz (1997: 194). Für eine neorealistisch inspirierte 
Kritik vgl. Layne (1994); Spiro (1994); zu einer Replik vgl. Russett/Layne/SpirolDoyle (1995). 

Thornas Risse, dem das Verdienst gebührt, das normativ-kulturelle Argument konsequent dyadisch-reflexiv 
ausgelegt zu haben, räumt ein, dass sein Ansatz ,,cannot exclusively focus on the unit-level of domestic polities 
and politics, but need to include the level of international interactions among states" (Risse-Kappen 1995: 497, 
unsere Heworh.). 



Von der »imperialen <<zur >medialen << Präsidentschaft 10 

Bleibt noch der strukturell-institutionelle Argumentationspfad, aus dessen Perspektive sich 1 

für die Gewaltbereitschaft der USA zumindest vom Zweiten Weltkrieg bis in die fiuhen sieb- 

ziger Jahre dieses Jahrhunderts schnell eine Erklärung findet - war es der Exekutive doch mit 

Verweis auf die Bedrohung durch die Sowjetunion gelungen, den außenpolitischen Entschei- 

dungsprozess mittels exzessiver Geheimdiplomatie und Missbrauch der Kriegsvollmachten I 
bei gleichzeitigem Ausschluss der Öffentlichkeit und der Legislative zu monopolisieren 

(Schlesinger 1989: 208). Mitte der siebziger Jahre setzte dann ausgelöst durch die arnerikani- 

sche Niederlage im Vietnamkneg ein gesellschaftlicher Korrekturimpuls ein. Vermittelt durch 

den Kongress begann die Gesellschaft die Machtfülle der Exekutive zu beschneiden und ihren 

Mitbestimmung sanspruch zu verstärken. 

Um so mehr erstaunt es, dass in der Folge nicht nur außenpolitisclie »Nacht-und-Nebel- 

Aktionen« mit vergleichsweise geringen Kosten an Menschenleben innerhalb der arnerikani- 

schen Gesellschaft und des Kongresses schlussendlich mehrheitsfihig waren, sondem auch 

groß angelegte und lange vorbereitete Militäraktionen wie der Golfkrieg gesellschaftliche Zu- 

stimmung fanden, obwohl mit hohen Verlusten für die USA zu rechnen war. Die Gewaltab- 

neigung der Bürger vora~sgesetzt,~ stellt dies für die liberale Theorie ein Rätsel, wenn nicht 

gar eine Anomalie im Sinne Thomas S. Kuhns dar (vgl. K u h  1981; darüber hinaus Meyers 

1990: 58-61 für eine Wissenschaftstheorie der IB in Abgrenzung zu Kuhn). 

4 Wir sind der Auffassung, dass die Lösung dieses Rätsels in der Entstehung und Genese der 
i 

Medienpolitik der US-Exekutive zu suchen ist: Die mit der Grenada-Intervention einsetzende 

»Medien(kriegs)politik« des Pentagon, das ständig mehr als 200 Mitarbeiter im Bereich der 

Öffentlichkeitsarbeit beschäftigt und schon vor zehn Jahren über ein Public Relations (PR)- 

Budget von 47 Millionen United States Dollar (USD) verfügte (Ruß-Mohl 1992: 1241, ist 

nämlich nur eine Facette einer permanenten PR-Kampagne der amerikanischen Exekutive. 

Deren Ursprünge reichen bis in die erste Nixon-Administration, also bis auf den Höhepunkt 

des Vietnamkriegs zurück. 

Das White House OfJice of Cornrnunications (WHOC), im Präsidialamt angesiedelt, wurde 

1969 von Präsident Nixen ins Leben gerufen, um öffentliche Unterstützung für seine V~etmrn- 

Politik m mobilisieren. h Gegensatz zu seinen »Vorläufern<< wurde das WHOC nach dem Ende 

des f i eges  in Südostasien jedoch nicht abgeschafft,' sondern als permanentes aGoingpublic<<- 

John E. Muller hat bereits 1971 für den Korea- und den Vietnamkrieg festgestellt, dass bei jeder Erhöhung der 
amerikanischen Gefallenenrate um den Faktor zehn die Unterstützung der Gesellschaft um circa 15 Prozent- 
punkte sank (Mueller 197 1 : 3 66). 
' Das Committee on Public Information, von Präsident Woodrow Wilson am 14. April 1917, gerade mal acht 
Tage nach der Kriegserklärung des US-Kongresses an das Deutsche Reich, ins Leben gerufen, und das irn 
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Instrument des Präsidenten beibehalten und ausgebaut (Maltese 1994: 3, 27). Unter Präsident 

»Bill<< Clinton wurde das WHOC dann zwar formal aufgelöst, allerdings nur, um dem Büro fiir 

Strategische Planung & Kommunikation Platz zu machen, mit dem die ,,strategische Kommunika- 

tion [...I noch näher an die Politikformulierung und die begleitenden Public-Relations- 

Maßnahmencc (Rybarczyk 1997: 60) herangeführt werden sollte.' 

Die Genese und fortschreitende Professionalisierung der Öffentlichkeitsarbeit der arnerikani- 

schen Exekutive wirft die für die liberale Theorie alles entscheidende Frage nach der Authentizität 

gesellschaftlicher Präferenzen nur eine ausgewogene öffentliche Diskussion auf breiter 

Inforrnationsgrundlage kann sicherstellen, dass „die Politik-Präferenzen der Öffentlichkeit - auf 

denen demokratische Entscheidungen beruhen - informiert, aufgeklärt und authentisch sind" :rNour.. 

2. Medieninformation und außenpolitischer Entscheidungsprozess in den USA: 
Handlungsvorsprung und Deutungsmacht der Exekutive 

2.1. Öffentliche Meinung und Medieninformation in den USA 

Der Einfluss der breiten Öffentlichkeit auf Präferenzbildungsprozesse in der Außen- und Sicher- 

heitspolitik ist in der politikwissenschaftlichen Diskussion lange Zeit als sehr begrenzt angesehen 

worden. Exemplarisch fiir diese Einschätzung sind die Arbeiten von Gabnel Almond, der in den 

fiinfziger Jahren die These vertrat, dass die öffentliche Meinung mit Blick auf außenpolitische Fra- 

gen extrem stark fluktuiert, vomgsweise auf aktuelle Bedrohungen reagiert und sich im Grunde 

als wankelmütig erweist. Dieser faktische Befund ging Hand in Hand mit der normativen Forde- 

Zweiten Weltkrieg gegründete Oflce of War Information erfüllten bereits die gleichen Funktionen wie das 
WHOC - beide Institutionen sollten den Nachrichtenfluss aus der Exekutive inhaltlich und formal koordinieren 
sowie ausweiten (Maltese 1994: 7-9). Das Committee on Public Information wurde übrigens im internen 
Sprachgebrauch seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne Umschweife als ,,Propagandaministenum" 
(JackalVHirota 1995: 158) bezeichnet. 
8 *Bill« Clintons Medienpolitik unterschied sich von der seiner Amtsvorgängern dadurch, dass er, wie Andreas 
Dömer konstatiert, ,,schon zu Beginn der neunziger Jahre die etablierten seriösen Medien irn Hintergrund belas- 
sen und statt dessen auf Unterhaltungsmedien gesetzt [hat]" (Dömer 1999: 18; vgl. zu Präsident Clintons Me- 
dienpolitik auch Maltese 1994: 232-239). 

/ ' Dies gilt irn h i g e n  nicht nur Nr die USA. ,,Der politischen PR [kommt] entgegenL', formuliert Jens Tenicher 
$ fdr den deutschen Kontext, ,daß sich die Nachrichtenredaktionen kostspielige Eigenrecherchen aufgrund ihrer 

Ressourcenknappheit hinsichtlich Personal, Material und Zeit nur begrenzt leisten können oder wollen. So ist die 
tägiiche Berichterstattung wohl oder übel in hohem Maße auf die (PR-)Aktivitäten politischer und sonstiger 
Akteure angewiesen. Wie [...I Untersuchungen [...I zeigen, greift die unter Aktualitätsdruck arbeitende und auf 
Bilder angewiesene politische Femsehberichterstaihlng in der Tat in sehr hohem Maße und mit geringer kriti- 
scher Distanz auf die 'Vorprodukte' der politischen Kommunikatoren, also der Politiker und Öffentlichkeitsar- 
beiter, zurück" (Tenscher 1998: 18911 90). f 

JY 
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die öffentliche Meinung vom außenpolitischen Entscheidungsp~ze~s ausmschließen,'O 

Der elitenzentrierte Ansatz in der Meinungsforschung konzedierte zwar die Existenz einer at- 

tenti?-'e ~ub l i c  und suchte zwischen uninformierter und informierter Öffentlichkeit z~ unterschei- 

den. Allerdings konnte zwischen seinen Verfechtem keine Verständigung über die Größe der at- 

tentive public erzielt werden, der je nach Berechnungsgrundlage zwischen acht und 26% der Be- 

völkemg mgerechnet wurden (Graham 1994: 192). Insgesamt wurde von einem ausschließlichen 

top-down-~echanismus ausgegangen. In ihm galten die außenpolitischen Eliten als maßgebend, 

während die breite Öffentlichkeit generell als unstrukturiert und in ihrem Wesen als wankelmütig 

ausgeblendet wurde. 

Neuere Untersuchungen zeichnen hier ein differenzierteres Bild. Danach sind die Präferenzen 

der Öffentlichkeit stabil und kohärent. Das gilt auch für die Außen- und Sicherheitspoiitik, wo sich 

die Veränderungen in den Einstellungsmustern zwar abrupter (dies gilt insbesondere im Hinblick 

auf den außenpolitischen Einsatz militärischer Gewalt)", aber laut den Vertretern der Rational 

Public keineswegs weniger rational als in der Innenpolitik vollziehen. Allerdings sind im Hinblick 

auf den Einfluss der öffentlichen Meinung zwei formale Einschränkungen einzuführen. Erstens 

muss die Öffentlichkeit eine bestimmte Position mit möglichst großer Mehrheit (60% und mehr) 

favorisieren, um sich gegen bürokratische Widerstände durchsetzen zu können. Zweitens ist zu 

berücksichtigen, dass sie nur mit Blick auf die Festsetzung der Agenda und den Ratifikationspro- 

zess eine signifikante Rolle spielt. Im Verhandlungs- und Implementierungsprozess dagegen kann 

sie nur marginalen Einfluss ausüben (Graham 1994: 195-199). 

Hatte der elitenzentrierte Ansatz Schwierigkeiten das Größenverhältnis von uninformierter und 

informierter Öffentlichkeit zu präzisieren, so gilt für die Vertreter des Rational Public-Ansatzes 

allerdings, das sie die Relevanz von Infarrnation fur die Meinungsbildung nahezu vollständig aus- 

blenden. So stellen Robert Y. Shapiro und Benjamin I. Page zwar fest, dass „die kollektive öffent- 

liche Meinung [...I auf neue Information und objektive Verändemgen in der Welt [reagiert]" 

(ShapiroPage 1994: 217), konzedieren aber gleichzeitig (ohne dies weiter ausmführen), dass sich 

Meinungsumschwünge nicht grundsätzlich auf dem Hintergrund von faktisch richtigen ~nforma- 

tionen und Interpretationen vollzögen. Vielmehr reagiere die Öffentlichkeit .,vernünftig auf die 

Znfomation, die ihr zur Verfügung gestellt wird" (ShapirofPage 1994: 226). 

~ ~ s s  die öffentliche Meinung im (außen-)politischen Entscheidungsprozess der USA eine zu- 

nehmend wichtige Rolle spielt, ist inzwischen allerdings nahezu unbestritten. So werden Mei- 

'O Almond (1950); vgl. Holsti (1996: 23-37); Graham (1994: 190-192); Nincic (1992: 32-35); Russett (1990: 
92); ShapiroßPage (1 988: 2 12). 
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nungsumfiagen von den jeweiligen Präsidenten denn auch geradezu ,,besessenu @race/Hinckley 

1997: 125) verfolgt. Zum wichtigsten politischen »Kapital« des Präsidenten wurde die öffentliche ' 

Meinung bereits zu Beginn der siebziger Jahre, als die Exekutive im Zuge des Vietnam-Debakels 1 
S i ihre quasi automatische Unterstützung durch den Kongress verlor. Angesichts h e r  fragilerer und 1 4 
i 

zeitraubenderer Koalitionsbildungsprozesse bemühten sich amerikanische Präsidenten fortan im- ' 

mer häufiger, die Öffentlichkeit zu mobilisieren (vgl. Goetsch 1993: 12/13), ,,m sich im bargai- 

ning-Prozeß der Hauptstadt eine Mehrheit zu sichern" (Jäger 1992: 24). Sarnuel H. Kemell hat 

dieses Phänomen mit dem prägnanten Begriff des belegt (Kerne11 1997: 1-10). 

Wir argumentieren irn folgenden, dass die Going Public eine ent- 

scheidende Veränderung der Präsidentschaft markiert, die fur die (medialen) Partizipations- 

chancen der amerikanischen Öffentlichkeit von zentraler Bedeutung ist: Den Übergang von der 

klassischen »imperialen« zu einer »medialen« Präsident~chaft.'~ 

2.2. Von der »imperialen« zur »medialen« Präsidentschaft 

E 

Bis in die sechziger Jahre hinein wurden Entscheidungen im Bereich der Außen- und Sicherheits- J 

politik in der Regel unter Ausschluss der Öffentlichkeit und mit Unterstützung einer Meinen Gmp- 

pe autokratischer Ausschussvorsitzender im Kongress getroffen. Diese Entscheidungsstnikhiren , 
begünstigten das Durchsetzungsvermögen des Präsidenten, der seine Politik nur mit einer kleinen j 

6 

Gruppe von Akteuren abzustimmen brauchte, die seine Fühningsrolle nicht in Zweifel zogen. In 

diese Phase des Zusammenspiels zwischen Weiljem Haus und Kapitol fallt die Tonking- 

Resolution, mit der das Parlament den Präsidenten bedingungslos und unbekistet zum Einsatz i 
militärischer Mittel in Südostasien ermächtigte (vgl. Lehrnann 1992: 81-83). 

Im Zuge des Vietnamlcrieges begann der Kongress dann wieder stärker von seinem verfas- 

sungsmäßigen Recht der Mitbestimmung in der Außen- und Sicherheitspolit& Gebrauch zu ma- 

chen. l Zunächst suchte er jene Geheimdiplomatie zu unterbinden, die zum Synonym für die 

»imperiale<< Präsidentschaft geworden war und bekräftigte mit der Naiional Commitments Reso- 

lution 1969 seine Vertragshoheit (vgl. Fisher 1991 : 2100, Irn Case-Zablocki Act 1972 wurde der 

' I  Vgl. grundlegend zum so genannten ~Rolly-Effekt<< Mueller (1973) Eine knappe übersicht bietet Russett 
(1990: 34-38), siehe ferner LianfOneal(1993). 
l 2  Die klassische *imperiale< Präsidentschaft war bereits mit der so genannten ,,rhetorischen Präsidentschaft" 
einhergegangen (Tulis 1987): Öffentliche Prasidentenreden nahmen auf das Jahr umgerechnet im Zeitraum von 
1945 bis 1975 um 500% zu (Jäger 1992: 24). 
l 3  Vgl. Shell(1999: 209-211); Dittgen (1998: 106-109); Shepsle (1989: 238-240). 
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Präsident dann dazu verpflichtet, dem Parlament sämtliche Exemive Agreements mit anderen Re- 

gierungen, die nicht der Ratifikationspflicht unterliegen, anzuzeigen. In der War Powers Resoluti- 

on bekräftigte die Legislative schließlich 1973 ihr Recht zur Kriegserklärung. Der Präsident wurde 

\ angewiesen, sich mit der Legislative zu beraten, bevor er Streitkriäfte der Vereinigten Staaten , in  
r 1 Kampfhandlungen oder in Situationen einsetzt, in denen eine unmittelbar bevorstehende Ver- 

wicklung in Kampfhandlungen sich deutlich aus den Umständen ergibt" (zit. nach Czem- ' 
pieVSchweitzer 1989: 356).14 

/ Aber nicht nur der Kongress, sondern auch die Medien begannen sich irn Zuge des Vietnam- 

kneges vom Weißen Haus zu emanzipieren. Lange Zeit hatte das Verhältnis zwischen dem Präsi- 

denten und den Medien als symbiotisch gegolten, so dass Bemard C. Cohen in seiner Pionierarbeit 

zum Thema »Medien und amerikanische Außenpolitik« noch zu dem Schluss gekommen war, 
.- -- -.- - 

dass ,,die Medien eng mit dem außenpolitischen Apparat der US-Regierung zusammenarbeiteten --, 

und fast routinemäßig die Ziele der amerikanischen Politik unterst~tzten"'~. Das änderte sich mit 

Vietnam. 

,,Es herrscht Einigkeit darüber", konstatiert Wolfgang Donsbach, „dass sich der entscheidende 

Wandel im Verhältnis zwischen Politik und Medien in der Zeit nach Mitte der 60er Jahre voll- 

zog. Der 'spirit of cooperation' wurde ersetzt durch den 'spirit of competition"' (Donsbach 

1993: 228). 

Davor hatten die Printmedien die Presseerkläningen der jeweiligen Administration noch ,,praktisch 

[. . .] kommentarlos" (Donsbach 1993 : 228) abgedruckt. 

Angesichts der gesellschaftlichen Proteste gegen den Vietnamkrieg und der Emanzipation der I 

Presse sowie des Kongresses, erstaunt es kaum, dass Richard Nixon 1969 das WHOC ins Leben 

rief, um die Berichterstattung der Medien, die öffentliche Meinung und damit letztendlich auch den 

Kongress im Sinne seiner Vietnampolitik zu beeinflussen. ,,Tatsächlich hat die Forschung ge- ! 
zeigt", konstatierten Robert E. Denton, Jr,, und Dan F. Hahn in diesem Zusammenhang schon vor 

über zehn Jahren, ,,dass der Kongress die politischen Entscheidungen des Präsidenten um so mehr 

unterstützt, je höher dessen öffentliche Zustimmungsraten ausfallen" (Denton/Hahn 1986: 8)." 

l 4  Aus der Fülle der Literatur vgl. Dahmer (1998: 49-101); Fisher (1991.: 260-272); Glennon (1990: 71-122). 
l 5  SO Patrick O'Heffeman (1991: xi) in seiner Zusammenfassung von Cohen (1963). 
l6  Dass dieser Befund in besonderen Maße auch für die Außenpolitik Gültigkeit beanspmchen kann, unter- 
streicht Russea (1990: 3 1). Die öffentlichen Zustimmungsraten des Präsidenten sind wiedem hoch mit positi- 
ver oder negativer Berichterstattung über den Amtsinhaber im Weilen Haus korreliert (Graber 1993: 293). 
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2.3. Präsidentielle Medienpolitik: Deutungsmacht der Exekutive 

Folgt man Wolfgang Jäger, so sind „die Kornmunikationsak-tivitäten einer Regierung im demokra- 

tischen Verfassungsstaat [...I in Inforrnationspolitik und Öffentlichkeitsarbeit ein[m]teilen" (Jäger 

1992: 29), auch wenn die Linien dünn und fließend sind (Jäger 1992: 31). Im Hinblick auf die 

USA korrespondieren mit dieser Klassifizierung zwei Institutionen: das White House Press Office 

und das WHOC. Das J/Y;Clite House Press Ofice wurde von Präsident Franklin D. Roosevelt ins 

Leben gerufen und soll dem Washingtoner Pressekorps Informationen über die Aktivitäten des 

Weißen Hauses liefern, also in erster Linie Infonnationspolitik betreiben (Maltese 1994: 5). 

Die Öffentlichkeitsarbeit hingegen, mit der die orchestrierte Botschaft der gesamten Admini- 

stration verbreitet werden soll, obliegt dem WHOC und zielt in erster Linie auf das nationale Fern- 

sehen und die lokalen Medien. Öffentlichkeitsarbeit oder PR bezeichnet dabei ,,die bewußt ge- 

plante, dauerhafte Verbreitung interessengebundener Information mit dem Ziel, ein positives 

Image generell oder bei bestimmten Teilöffentlichkeiten aufnibauen oder zu stabilisieren bnv. ein 

negatives Images abzubauen" (Kunczik 1997: 4, unsere Hervorh.). Anders formuliert: Der gesell- 
I 

schaftliche +_C I_1_-- Präferenzbildungsprozess -_ sollte systematisch zugunsten der Exekutive gesteuert wer- -- -I_ _-^---_I _ _ . . -  i den. ,,Für das Nixon White House", resümieren Denton und Hahn, ,,W$ das alleinige Ziel öffentli- 1 /-Y.. 

cher Verlautbarungen zu beeinflussen, nicht zu informieren" @enton/Hahn 1986: 81). Ähnliches I 

gilt fw die Präsidentschaft Ronald Reagans, in der das Weiße Haus über das WHOC die Präferen- 

zen der Gesellschaft zu beeinflussen suchte, bevor sie im politischen Entscheidungsprozess rele- 

vant wurden. ,,Zum erstenrnal in einer Präsidentschaft", konstatierte David Gergen, von 1981 bis 

1983 Direktor des WHOC, „formten wir eine Komunikationspolitik um unsere legislative Stra- 

tegie" (zit. nach Maltese 1994: 193). 

Erhält die strategische Ausrichtung der Öffentlichkeitsarbeit des Präsidenten mit dem Arntsan- 

tritt Ronald Reagans zusätzlichen Aufhieb, so lassen sich Vorschläge, eine Institution wie das 

WHOC ins Leben zu rufen, bis zu Präsidentschaft Dwight D. Eisenhowers zurückverfolgen 

(Maltese 1994: 6). Die »imperialen« Präsidenten Eisenhower und Kennedy konnten sich aber of- 

fensichtlich noch den Luxus leisten, ihre Beziehungen zur Öffentlichkeit auf »Ad-hoc-Basis« und 

mit Hilfe des Washingtoner Pressekorps zu gestalten. 

Gesellschaftliche Proteste gegen den Vietnamkrieg, ein außenpolitisch zunehmend aktiver 

Kongress und eine sich vom Weißen Haus emanzipierende Presse zeitigten dagegen einen völlig 

anderen Umgang des Präsidenten mit der Öffentlichkeit und dem Washingtoner Pressekorps. Ei- 

nem exzessivem Gebrauch von Femsehansprachen zur Hauptsendezeit stand in der Ägide Richard 
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Nixons ein Minusrekord an Pressekonferenzen gegenüber." Mit anderen Worten: Im Vergleich zu 

der kommentierten und journalistisch editierten Information gab das Weiße Haus zunehmend der 

direkten Kommunikation mit der Öffentlichkeit den Vomg. 

Um der Kornmentierung und Editierung durch Fernsehjournalisten zu entgehen, gab Präsi- 

dent Nixon eine Ansprache pro Tag, die er nicht vor dem frühen Nachmittag und damit gerade 

noch rechtzeitig für die Abendnachrichten hielt. 

„Dann tat er nichts mehr", resümiert James Fallows, „nichts, weil jedes Extra-Ereignis die 

Gefahr erhöhte, über die eigenen Nachrichten zu stolpern, einen Fehler zu machen und den 

Korrespondenten somit zu viel Spielraum im Hinblick auf das zu geben, was sie [an Nach- 

richtenmaterial] benutzen wollten" (Fallows 1990: 332). 

David Gergen, unter Richard Nixon noch Redenschreiber, schildert, wie diese Taktik weiter 

verfeinert wurde: 

„Wir mussten in die Ecke der Seite schreiben, wieviele Wörter auf dem Papier waren. 

Mehr als hundert durften es nicht sein [...I Weil [Nixon] wusste, dass [die Journalisten] un- 

gefähr hundert Wörter benutzen mussten [...I Und wenn man ihnen fünfhundert Wörter ge- 

geben hätte, dann hätten sie einen Teil davon herausgenommen und bestimmt, was der 

Kernpunkt seiner Äußerung war" (zit. nach Maltese 1994: 94). 

Dass das nationale Fernsehen in der Ägide des Watergate-Präsidenten „zeitweilig als völlig 

widerstandsloses Übertragungsinstrurnent f i r  staatliche Desinformation und die jüngste offi- 

zielle Regierungslinie [fungierte]" (Schuster 1995: 113), überrascht vor diesem Hintergrund 

kaum. Ebenso wenig erstaunt die Tatsache, dass die Presse von Richard Nixon expressis ver- 

bis zum ,,Feind" erklärt wurde (zit. nach Maltese 1994: 42). Eine zentrale Funktion des frisch 

aus der Taufe gehobenen WHOC bestand 1969 konsequentenveise darin, die Ostküsten- 

Printmedien, insbesondere die Washington Post und die New York Times, aus dem Prozess der 

gesellschaftlichen Meinungsbildung möglichst auszuschließen. 

Der Wandel des Verhältnisses zwischen dem Präsidenten und dem Washingtoner Presse- 

korps lässt sich auch statistisch illustrieren: Hatte Franklin D. Roosevelt noch durchschnittlich 

" In den ersten neunzehn Monaten seiner Amtszeit wandte sich Richard Nixon vierzehnmal zur Hauptsendezeit 
per Ansprache an die Öffentlichkeit. Selbst der rgroße Kommunikator<< Ronald Reagan kam in den ersten 
neunzehn Monaten seiner Präsidentschaft rnurat auf zwölf Ansprachen (Kemell 1997: 114). 
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6,9 Pressekonferenzen pro Monat einberufen, so nahm deren Anzahl bis zu John F. K e n n e d ~ s  

Amtszeit, der sich durchschnittlich etwa zweimal im Monat mit den Vertretern des  Washing- 

toner Pressekorps traf, stetig ab. Während sich der Trend in der Ära von Präsident Lyndon B. 

Johnson mit durchschnittlich 2,2 Pressekonferenzen auf leicht erhöhtem Niveau stabilisierte, 

erreichten die monatlichen Pressekonferenzen des Präsidenten unter Richard Nixon mit  einem 

Durchschnittswert von 0,5 einen historischen Tiefstand, der erst wieder während Ronald Res- 

gans Präsidentschaft erreicht werden s ~ l l t e . ' ~  

Das Washingtoner Pressekorps wurde unter Richard Nixon aber nicht nur zugunsteii des 

nationalen Fernsehens übergangen. Vielmehr bestand eine zentrale Funktion des 'WHOC dar- 

in, die Kontakte zu den lokalen Medien zu intensivieren, Dahinter stand die Überlegung, dass 
--. 

die lokalen Medien in d e r e s ~ o n d e n t e n  in Washington - ver- 
- -- - 

fugten und deshalb gerne auf das PR-Material zurückgriffen, welches ihnen vom WHOC zur . 
Verfügung gestellt wurde. So erstellte Herbert G. Klein, der Direktor des WHOC in der 

\ 

~ixon-Ära, auf der Grundlage von wöcLentlichen Berichten der verschiedenen Ministerien so 

genannte Fact Sheets, welche die politischen Programme der Administration beschrieben und 

an „ungefähr 1.700 Tageszeitungen und tausende von Radio- und Fernsehstationen im  ganzen 

Land" (Maltese 1994: 32) verteilt wurden. Darüber hinaus veranlasste Herbert Klein die Mini- 

sterien dazu, so genannte »Actuality Services« einzurichten, über die lokale Radiostationen 

vorbereitete >>O-Töne« telefonisch abhören und aufnehmen konnten (Maltese 1994: 33).lg 

Die Actuality Services, die der Kongress während der Watergate-Untersuchungen als 

„Propagandavorrichtung" (zit. nach Maltese 1994: 155) bezeichnete, mit der die Exekutive Fiir 

oder gegen anhängige Gesetzgebungsverfahren Lobbying betreiben könne, markiert exempla- 

risch den fließenden Übergang zwischen der Intensivierung der Kontakte zu den lokalen Me- 

dien und der Vermarktung der Präsidentschaft. Grundlegend für diese zweite Aufgabe des 

WHOC in der ~ixon-Ära blieb allerdings jene dritte Funktion, welche sich - getreu dem 

Motto >>PR begins at hornec - auf die Administration selbsi richtete. Sie bestand darin, den 

Nachrichtenfluss aus dem gesamten Exekutivapparat zu koordinieren und zu k ~ n t r o l l i e r e n . ~ ~  

Das WHOC, das dem Stabschef des Weißen Hauses H. R. Haldemann unterstand, erwies sich 

l 8  Kerne11 (1997: 84); für die absolute Anzahl der Pressekonferenzen von Harry S. Truman bis George W. Bus11 
vgl. Ansolabehere et al. (1993: 11 1); zur Funktion und Bedeutung präsidentiellar Pressekonferenzen vgl. 
grundlegend Srnith (1990) und Jäger (1992: 3 1-34). 

Unter Ronald Reagan wurde dann ein äquivalenter Dienst für Fernsehsender eingerichtet. W i e  Christo$ Ry- 
barczyk ausfiihrt, wird dessen „PR-Material [...I nicht nur als abrufbarer Service angeboten. Die PR-Mitarbeiter 
betreiben quasi aktives Marketing C...], um regierungsamtliche Statements verbreiten zu lassen und vorprodu- 
zierte Videos mit Interviews von Regierungsmitgliedem und sonstigen Offiziellen kleineren Sendern, die sich 
dann nicht aus dem Network-Pool bedienen müssen, schmackhaft zu machen" (Rybarczyk 1997 : 65). 
20 Zu den Funktionen und Instrumenten interner Kommunikation vgl. Rybarczyk (1 997: 59-61). 
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dabei als effektives Instrument, um den Verwaltungsapparat der Exekutive, welcher nach Ri- 

chard Nixons Überzeugung von „Liberals" (Maltese 1994: 17) okkupiert war, einer rigiden 

Kontrolle zu ~ntenverfen.~' 

Das weitgehend uneditierte »Informations-Bombardement« der Exekutive schwächte sich 

unter den Präsidenten Gerald Ford und »Jimmy« Carter ab, nur um unter Ronald Reagans 

Präsidentschaft, während der die Gewaltbereitschafi der USA bezeichnenderweise wieder 

erheblich erneut verstärkt zu werden. ,,Reagans Propaganda-Crew", konstatiert 

Thomas Schuster, ,,hatte sich Nixons Beispiel besonders zu Hemen genommen und aus dessen 

Fehlern gelerntc' (Schuster 1995: 114). So teilte der >>große Kommunikator« zwar mit Richard 

Nixon die Vorliebe für Karnerateams und die Abneigung gegen Reporter, vermied aber tun- 

lichst, das Washingtoner Pressekorps gegen sich aufzubringen. Vielmehr wurden diesem 

_ k J ~ ~ l b a l i s t d ' ~ ~ w i e  - Sshster sarka- 

eit abgenommen.hatte, pflicIhtbexuBt 

an die Öffentlic&eit ., - wejterleite~en'.'~~chuster - 1995 : 1 14). /--__C_ Grundlage für alle Aktivitäten des 
t 

WHOC war unter Ronald Reagan eine präzise Kenntnis der öffentlichen Meinung. Hier ar- -----"--- 
beitete der Pollster des Präsidenten, Richard Wirthlin, eng mit dem WHOC zusammen und 

--.- -- 
sfe1lie ~ rn f i ä~eda ten  zur Verfügung, die es erlaubten, Themen nach Prioritäten einzustufen -W"- -- 
und die Öffentlichkeitsarbeit I dementsprechend _.-..- - .-.-- auszurichten-(Maltese 1994: 185). __  _ _  

Die Schaffung einer einheitlichen Regierungslinie, wie sie fiU: eine effektive Vermarktung 

der Präsidentschaft und hohe Zustimmungsraten konstitutiv ist, ging auch unter Ronald Rea- 

gan Hand in Hand mit der Steuerung des gesamten Exekutivapparats durch das Weiße Haus. 

Ein täglich aktualisiertes ,,in-house listing of presidential positions" sollte gewährleisten, dass 

jeder Mitarbeiter die Meinung des Präsidenten jederzeit zum Ausdruck bringen konnte 

(Rybarcyzk 1997: 6 l-tsprechend reagierte Präsident Reagan auch, nachdem seine Zu- 
Y. 

stimmungsrate trotz immenser PR-Aktivitäten im August 1982 auf 41 % abgerutscht war, zu- 

nächst mit einer Direktive, die es sämtlichen Mitgliedern der Administration verbot, Inter- 

views zu Themen der nationalen Sicherheit abzugeben, soweit sie nicht zuvor durch das Wei- 

2 l Diese Kontrolle war umfassend, So wurden die oberen Ränge der Ministerien als so genannte ~Sldrrogate 
Speaker«, von denen H.R. Haldemann auf Richard Nixons Geheiß mindestens einen pro Woche im Fernsehen 
sehen wollte, für die Vermarktung der Administration herangezogen (MaItese 1994: 34f). Auch die Minister 
selbst wurden dazu veranlasst, Reden zu halten, die zuvor im Weißen Haus abgefasst worden waren. In einer 
Notiz machte H.R. Haldemam dem auch unmissverständlich klar, dass es die Aufgabe der Minister sei, „die 
Administration zu vermarkten, nicht sich selbst oder ihre Ministerien" (zit. nach Maltese 1994: 110). 
22 Während die Präsidenten Ford und Carter irn Rahmen der Bestimmungen des Kriegsvollmachtengesetzes in 
gerade mal fünf Fällen den Kongress davon unterrichteten, dass amerikanische Streitkräfte in Kampfhandlungen 
verwickelt wurden oder sich »in Situationen befanden, in denen eine unmittelbar bevorstehende Verwicklung in 
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Re Haus autorisiert worden waren (Maltese 1994: 196). Die Kontrolle der Ministerialbiirokra- 

tie und der Minister durch das Weiße Haus nahm schließlich kafkaeske Zage an, als Ronald 

Reagan im März 1983 eine Executive Order unterzeichnete, die es ermöglichte, jeden Ange- 

hörigen der Administration, der Zugang zu klassifizierter Information hatte, einem Lügende- 

tektortest zu unterziehen (Maltese 1994: 196). 

Ronald Reagans Präsidentschaft war „geradezu paradigmatisch für die Politik des 

'Informationszeitalters'": Es wurde deutlich, dass „InformationskontroIle [...I nunmehr dw& -----__ _ - - 

Inforrnationsüberflutung erreicht [wird]" (Schuster 1995: 11 8). Auch Ronald Reagans Nach- 
- 

folger irn Präsidentenarnt konnte sich dem nicht verschließen. George Bush, der es hasste, 

Reden zu halten (Melanson 1996: 229), war zunächst bemüht, dem Vorwurf der Medienmani- 

pulation zu entrinnen, der in der ~eagan-Ära dem Weißen Haus anhaftete.23 So machte er in 

seinem ersten Arntsjahr denn auch noch klar: ,,Ich bin nicht im PR-Gewerbe" (zit. nach Kun- - .- - - - -. ~- 
czik 1990: 229). Ein Jahr später hatte George Bush dann aber offensichtlich erkannt, dass der _ __ ---_C_C 

Präsident der USA nicht umhin kommt, „Imagepflege zu betreiben" (Kunczik 1990: 229). 

Jedenfalls wird der Bush-Administration im Hinblick auf deren Medienpolitik im Vorfeld des 

Golfkriegs bescheinigt, „sehr gute Arbeit" (KohutIToth 1995: 136) geleistet zu haben. Und 

John Anthony _ Maltese stellt _ _ I  fest, --.---- dass die Bdchterstattung während des Golfkriegs „ein klas- 

sisches Beispiel" für das Bestreben - . einer Administration war, im Verbund mit den Medien die 

öffentliche Meinung „zu manipulieren" und „den nationalen politischen Diskurs zu formen" 
. - -  

(Maltese 1994: 221). / 
3. Medieninformation und Golfkrieg: Rrei deliberierende Öffentlichkeit versus 

mediale Deutungsmacht der Exekutive 

3.1. Die mediale Konstruktion der internationalen Umwelt durch den Präsidenten 

Zog der irakische Überfall auf Kuwait arn 2. August 1990 zunächst wenig politischen Aktionismus 

und Alarmismus im Weißen Haus nach sich,".' so veränderte ein Treffen zwischen der britischen 

Premiemhistenn Margaret Thatcher und dem US-Präsidenten einen Tag später die politische 

Kampfhandlungen sich eindeutig aus den Umständen ergibta, stieg die Zahl der Berichte zu militärischen Ge- 
walteinsätzen an den Kongress während der Präsidentschaft Reagans auf vierzehn an (Collier 1994: 61-63). 
23 Vgl. zu George Bushs Medienpolitik Rozell(1996: 147-166); Maltese (1994: 215-221). 
" Den Tenor einer Zusammenkunft des National Security Council, die am Morgen nach der Invasion stattfand, 
beschrieb ein Teilnehmr so: ,,Hey, zu dumm für Kuwait, aber es ist nur eine Tankstelle, und wer schert sich 
darum, ob auf dem Schild Sinclair oder Exxon steht" (zit. nach Smith 1992: 17). 
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11 Ausgangslage völlig. Von den Argumenten der britischen Premierministerin sichtlich beeinflusst, 

schlug der Präsident auf einer gemeinsamen Pressekonferenz arn Nachmittag harsche Töne gegen- I 

I 

über dem Irak an. 
t 

I 

zwei Tage später beriet sich der Präsident dann in Camp David mit Mitgliedern des National I 

% 
Security Council und oberen Rängen des Pentagon (vgl, Woodward 1991: 247-254). Dabei ging es 

I 
nicht nur um Details einer mii&hen militärischen Auseinandersetzung mit dem Irak, sondern I 

i 
I 

auch um die danigehö stellte Sicherheitsberater Brent Scowcroft fest, I j  , 

i 
„ist bei den Arabern Bush geantwortet haben soll: ,,Deshalb muss 1 

:I 
unsere Verteidigung von Saudi-Arabien unser Fokus sein" (zit. nach Woodward 199 1 : 253). Am 

nächsten Tag äußerte sich der Präsident dann definitiv: ,,Das wird keinen Bestand haben", teilte ,! 

George Bush Journalisten mit und ergänzte, ,,das wird keinen Bestand haben, diese Aggression 

gegen Kuwait" (zit. nach Woodward 1991: 260). Damit hatte der Präsident öffentlich seinen Wil- 

len bekräftigt, nicht nur Saudi-Arabien zu verteidigen, sondern auch die irakische Invasion nick- 
1j gängig zu machen. Diese Entscheidung traf in den USA allerdings zunächst auf wenig öffentliche jI 

Unterstützung. Einen Tag vor Präsident Bushs Äußerung hatten sich noch 56% der arnerikanischeil 11 Bevölkerung ausdrücklich gegen die Entsendung von Truppen gewandt (Hinckley 1992: 1 10). .I 8 ~ 
Angesichts dieser geringen öffentlichen Unterstützung erstaunt es kaum, dass die Bush- 

--i *. 

Administration bereits am 4. August 1 9 9 p n e  ~ressekarn~a~ne>taite, - um die Version einer 
-.- - ----*_-  , -*I 

Bedrohung Saudi-Arabiens durch den Irak öffentlich zu machen (Smith 1992: 79).25 Sie sollte so- 

wohl den Boden für die anstehende Truppenentsendung bereiten, als auch die Auflnerksamkeit der f I 
amerikanischen Öffentlichkeit zunächst von Kuwait ablenken. Denn nicht nur in den arabischen 4 
Staaten war Kuwait wenig beliebt. ,,Am 3. August 1990", stellt John R. MacArthur fest, ,,dürfte i/ 
jedem aufinerksamen Beobachter klar gewesen sein, daß Kuwait in den Vereinigten Staaten ein 

Image-Problem hatte" (MacArthur 1993: 53). ~ies@?&a~e-~ro&musste gelöst werden. 
'-- - - . -. . .. 

Noch am Abend der Invasion besuchten zwei Vertreter der PR-Firma Hill and Knowlton Public 

Afairs Worldwide (H&K) Kuwaits Botschafter in den Vereinigten Staaten. Sie boten ihre Dienste 

an und verwiesen darauf, dass H&K demnächst von Craig Fuller geleitet würde (Manheim 1994: 

45). Fuller, der George Bush während seiner Vizepräsidentschafi als Stabschef gedient hatte, be- 

schrieb in einem Interview nach dem Krieg die Beziehungen zwischen H&K und der Bush- 

Administration während der Golfkrise folgendermaßen: ,,Als die Kuwaiter sich an uns wandten, 

haben wir uns fmt unwilllcürlich an die Leute in der Regierung gewandt, um herauszufinden, wie 

25 
Die CIA und die Defense Intelligente Agency (DIA) hielten es hingegen fiir unwahrscheinlich, dass irakische 

I 

Truppen in Saudi-Arabien einmarschieren würden (Carpenter 1995: 186). 1 
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wir fiir die Absichten des Präsidenten von Nutzen sein könnten" (zit. nach MacArthur 1993: 59).26 

Ein direkter Vertrag zwischen der PR-Firma und der kuwaitischen Exilregiemg kam zwar nie 

zustande, aber dafür nahm eine in den USA beheimatete Organisation namens Citizens for a Free 

Kuwait arn 10. August 1990 Geschäftsbeziehungen mit H&K auf. Diese dienten offensichtlich 

vornelmlich dem Zweck, die Verbindung zwischen der PR-Firma und der kuwaitischen Exilregie- 

rung zu verschleiern, m a l  von den Einnahmen der Citizens for a Free Kuwait lediglich knapp 

18.000 USD von Einzelpersonen gespendet wurden, während die kuwaitische Exilregierung den 

überwiegenden Anteil der finanziellen Mittel, beinahe zwölf Millionen USD, stellte (MacArthur 

1993: 59). H&K engagierte schon bald nach Vertragsabschluss ein Meinungsforschungsunterneh- 

men, die Wirthlin Group, die am 20. August 1990 begann, Kuwaits Image in den Vereinigten 

Staaten zu überprüfen (Manheim 1994: 48f). Das Ergebnis dieser Recherchen bestimmte in der 

Folge die PR-Strategie von H&K. Versuche, Kuwait „als fortschrittlich mit einer langen Men- 
1 

schenrechts- und Demokratietradition darzustellen", litten unter einem ,,Glaubwürdigkeitsmangel" 1; 
und so konzentrierte man sich auf ,,'Anti-Saddam-Hussein-Botschaften"' (so ein Mitarbeiter der $6 ) I  

d 

Wirthlin Group, zit. nach Pany 1992: 13 1). i -  X C I 
Der Gebrauch der »Hitler-Analogie« hatte allerdings bereits vor der Kampagne von H&K in 1; 

der New York Times und der Washington Post „explosionsartig zugenommenc' ! 
@orman/Livingston 1994: 71).27 Präsident Bush hatte nach seinem ersten Rückgriff auf diesen 

4 

I 
1 

Vergleich in seiner Femsehansprache zur anstehenden Truppenentsendung am 8. August 1990 die 1~ 
Analogie so häufig bemüht, dass schließlich deren »Nicht-Erwahnung« zur Meldung wurde 

(DormadLivingston 1994: 71). Eine gemeinsame Umfi-age der Columbia Broadcasting Corpora- 
I 

tion (CBS) und der New York %es zeigte denn auch, dass bereits im August 1990 61 % der ame- 

rikanischen Öffentlichkeit eine Parallele zwischen der Situation arn Persischen Golf wnd dem 

Zweiten Weltkrieg zu erkennen glaubten, während bei nur 42% ungute Erinnerungen an den Viet- 

namkrieg aufkeimten (Kohut/Toth 1995: 140). 
1 

I 
26 Die Anzahl von PR-Firmen, die wie H&K Wr internationale Klienten Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit in den 
Vereinigten Staaten betreiben, stieg zwischen den Jahren 1967 und 1986 von 468 auf 824 an. Die Einnahmen 
dieser Firmen beliefen sich 1987 auf nahezu eine halbe Milliarde USD (Manheim 1994: 15f). Dabei haben laut 
Schätzungen allein bis zum Jahr 1980 fbfzig Staaten PR-Firmen engagiert, „um in den amerikanischen Medien 
günstig dargestellt zu werden" (Kunczik 1990: 105). Der Zusammenhang zwischen dieser Entwicklung und der 
Uffnung des politischen Systems der USA ist offensichtlich. So stellen Jarol B. Manheim und Robert B. Albrit- 
ton fest, dass gerade in den siebziger Jahren eine ,,regelrechte Explosion" (ManheunlAlbritton 1984: 641) von 
jenen PR-Kampagnen in den USA zu verzeichnen war, die von Staaten in Auftrag gegeben wurden. Vgl. 
grundlegend zum Begriff der so genannten ~Strategic Public Diplomacy<<, wie Manheim diese PR-Aktivitäten 
benannt hat, Manheim (1994: 3-12). 
27 Während die ~Hitler-Analogieci in der Washington Post im Zeitraum vom 30. Juni bis zum 1 .  August 1990 - 
vor der Golfkrise also - in gerade mal zwei Berichten Erwähnung fand, stieg die Anzahl der Berichte, die einen 
Bezug zwischen Adolf Hitler und Saddam Hussein herstellten, im Zeitraum vom 2. August 1990 bis zum 15. 
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~ u c h  die Medienpolitik des Pentagon arn Persischen Golf lief ZU diesem Zeitpunkt bereits auf 

vollen Touren. Mit dem so genannten >>Annex Foxtrott<<, von Marinekapitän Ron Wildemuth, 

dem PR-Mann General Norrnan H. Schwarzkopfs entworfen, waren am 10. August 1990 die 

~ m d z ü g e  der Medienpolitik der Exekutive während der Operation Desert Shield festgelegt wor- 

den (MacArthur 1993: 15). Diese Politik, so die New York Times in einem Artikel, der fast ein Jahr 

später erschien, „begann mit einer Entscheidung der höchsten Vertreter der Regierung, darunter 

auch Präsident Bush, den Informationsfluß so zu steuern, daß die politischen Ziele der Operation 

gefördert und die in Vietnam erkannten Fehler vermieden würden" (zit. nach Mac-Arthw 1993: 

15). Die Manipulationsabsicht war unverkennbar. 

Die drei großen Networkr CBS, Arnerican Broadcasting Company (ABC) und National 

Broadcasting Company (NBC) widmeten der Golfkrise bereits Anfang August 1990 rund 1.200 

Minuten ihrer täglichen Sendezeit, während andere Themen mit insgesamt 200 Minuten bedacht 

wurden (Kohut/Toth 1995: 137). Einem spezifischen Muster der Auslandsberichterstattung arneri- 

kanischer Medien folgend, hatte die Berichterstattung über die Golfkrise dabei vor allem einen 

innenpolitischen Zuschnitt. Irn Zeitraum zwischen dem 2. und 5. August 1990 waren jene Nach- 

richten zur Golfkrise, die sich aus den Nmsbeats in den USA speisten, mit einem Anteil von 68% 

an der gesamten Sendezeit weitaus umfangreicher als jene Berichte über die Krise, die ihren Ur- 

sprung im Ausland hatten (Cook 1994: 1 13). Der Anteil an Sendezeit, welcher den Nachrichten 

aus der eigentlichen Krisenregion »Persischer Golmaudi-Arabien<< zuteil wurde, belief sich auf 

gerade einmal 8% (Cook 1994: 1 14f). 

Die Berichterstattung über die Golfkrise fiel dabei eindeutig zugunsten der Exekutive aus. Zwi- 

schen dem 2. und 12. August 1990 widmeten die drei großen Networkr knapp 32% ihrer Sendezeit 

nir Golfknse, den »sound bites« und Berichten, die aus den Nachrichtenbereichen »Weißes 

Haus«, »Außenministerium<< und »Verteidigungsministeriu<< kamen (Cook 1994: 113). Die in 

außenpolitischen Krisensituationen obligatorische Femsehansprache des Präsidenten am 8. August 

1990 krönte die mediale Präsenz der Exekutive in dieser Phase dann noch. Zn seiner Rede betonte 

George Bush noch einmal, dass die anstehende Truppenentsendung, die in Teilen bereits vollzoge 

war, ,,vollkommen defensiv" (zit. nach Smith 1992: 99) motiviert sei und die Antwort auf eine 

saudi-arabischen Hilferuf dar~telle.~' 

Die Informationen und Deutungen der Exekutive erreichten offensichtlich weite Teile der ame- 

Januar 1991 auf 1 18 an. Prozentual bedeutet das mehr als eine Verzehnfachung besagter Berichte von durch- 
schnittlich 0,06 Artikeln pro Tag im ersten Zeitabschnitt auf 0,71 im zweiten (ShawMartin 1993: 53). 
28 

Die Rede des Präsidenten ist im Congressional Quarterly Almanac (1991: 726fl abgedruckt. George Bush 
verschwieg, dass es ihn einige Mühe gekostet hatte, die Saudis von der Notwendigkeit der Stationiemng ameri- 
kanischer Truppen zu überzeugen (Smith 1992: 8). 
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rikanischen Bevölkerung. In einer Meinungsumfrage vom 9. bis 12. August 1990 bestätigten 66%, 

dass sie die Nachrichten zur Gol£iuise sehr aufmerksam verfolgten (Hinckley 1992: 110). Parallel 

dazu vollzog sich bereits arn 9. August 1990 ein Meinungsumschwung in der amerikanischen Öf- 

fentlichkeit. George Bushs persönliche Zustimmungsrate stieg um zwölf auf 73 Prozentpunkte, die 
1 ,, , 

Zustimnung fur seine Handhabung der Golfkrise gar auf 83 Prozentpunkte, wobei 75% der Be- 
- i_______<-*- - 

fragten nun die Entsendung von Truppen beworteten (Hinckley 1992: 1 10). Nimmt man die 
- - - -- - 

zunächst ablehnende Haltung vom 4. August 1990 als Richtwert, so änderten 3 1% der BeFagten 

innerhalb von nur fiinf Tagen ihre Meinung zum Thema >aTr~ppenentsendung<<.~~ Hier wird deut- \ 1 
I 

lich, dass Umschwiinge der öffentlichen Meinung in außenpolitischen Krisensituationen nicht los- [ I ! 

I 

gelöst von Medieninfomationen betrachtet werden könnene3' j 

Ende August 1990 hielt sich die Zustirnmungsrate des Präsidenten für die Außenpolitik mit 72 

Prozentpunkten weiter auf hohem Niveau (Hinckley 1992: 110). Die Zustirnmungsrate Iur die j j 

Handhabung der Golfkrise war zwar inzwischen gefallen, lag aber noch bei über 75% lind stieg bis 11 ii 

Anfang September um drei Prozentpunkte an (Hinckley 1992: 11 1). Vergegenwärtigt man sich, 1 
wie massiv das Weiße Haus im August 1990 insbesondere die Abendnachrichten von ABC, CBS 

und NBC dominierte, so erstaunt das Ausmaß an öffentlicher Unterstützung für die Außenpolitik 

des Präsidenten im ersten Monat der Golfluise nicht. Wurden George Bush vor der Krise im Juli 

1990 noch etwa sechs Stunden Sendezeit gewidmet, so konnte er seine Medienpräsenz im August 

1990 mit über 13 Stunden mehr als verdoppeln (Graber 1993 : 290). 

Insgesamt konnte die Bush-Administration im August und September 1990 eine eindrucksvolle 

Bildschirmpräsenz fiir sich verbuchen: In den ersten beiden Monaten der Krise hatten die drei gro- 

ßen Networh mit insgesamt 55% mehr als die Hälfte ihrer Sendezeit zur Golflcnse Berichten aus 

den USA gewidmet. Von den besagten 55% Sendezeit entfielen 10% auf das Weiße Haus, 7% auf 

das Außenministerium und 11% auf das Verteidigungsministerhn (Cook 1994: 113) Zu diesen 

28% können die 14% Sendezeit hinzugerechnet werden, die in diesem Zeitraum den Nachrichten 

aus Saudi-Arabien zuteil wurden (Cook 1994: 1149, zumal die Berichterstattung der ersten Jour- 

nalisten, die am 14. August 1990 im Dhahran International Hotel eincheckten, von Anfang an der 

Kontrolle durch das Verteidigungsministed unterworfen war (hiem mehr in Kapitel 3.3 .). 

29 
Das genaue Ausmaß der Truppenentsendung war am 8, August noch geheim. Am 9. August mutmaßten die 

New York Times und die Washington Post, die vom Stabschef des Weißen Hauses, John Sununu, falsch infor- 
miert worden waren, dass ungefähr 50.000 Mann in Saudi-Arabien stationiert werden sollten. Diese Einschät- 
zung wurde erst in den folgenden Tagen korrigiert, nachdem der Stabschef der Armee, General Carl Vuono, 
eigenmächtig die tatsichlich beabsichtigte Truppenstärke von 250.000 Mann an die Nachrichtenagentur As- 
sociated Press (AP) weitergegeben hatte (Smith 1992: 104; Woodward 1991: 279). 
30 

Vgl. fur eine mediale Interpretation des >>Rally-Effektes« BrodyiShapiro (1989: 90-92, 99), Brody (1994: 
212f). 
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Insgesamt konnte die Exekutive in den ersten beiden Monaten der Golfkrise also auf 42% der 

gesamten Sendezeit zur Golflaise zumindest Einfluss nehmen, wenn nicht gar deren Inhalt be- 

stimmen. In diesem Zeitraum hatten zudem ganze 79% der Lead Stories zur Golfkrise von ABC, 

CBS und NBC, die aus Nachrichtenbereichen in den USA kamen, ihren Ursprung im Weißen 

Haus, dem Außenministerium und dem Verteidigungsministerium (Cook 1994: 125). Offensicht- 

lich war es der Bush-Administration mit der Koordinierung der Line of the day durch das WHOC 

gelungen, die Berichterstattung der Networh zu dominieren (Cook 1994: 125). 

Anfang Oktober 1990 erreichte die Berichterstattung über die GoleMse im nationalen Fernse- 

hen dann mit nur 100 Minuten Sendezeit gegenüber den fast 700 Minuten, die anderen Themen 

zuteil wurden, einen Tiefstand (KohudToth 1995: 137). Zu diesem Zeitpunkt erlangte die Wich- 

tigkeit des Themas »Golfkrise<< in den Augen der arnerikanischen Öffentlichkeit denn auch 

,,Parität mit der Wirtschaft und dem Haushaltsdefizit" (IyengarJSimon 1994: 176). Die Zustim- 

mungsrate des Präsidenten fiir die Handhabung der Golf'luise fiel erwartungsgemäß am 14. Okto- 

ber 1990 auf 64 Prozentpunkte ab (Hu-ickley 1992: 11 1). Vergegenwärtigt man sich, dass das Wei- 

ße Haus in der Berichterstattung der drei großen Networks zur Golfkrise im Zeitraum zwischen 

dem 2. August und dem 30. September 1990 bevorzugt wurde, und die Person von George Bush in 

den Vordergrund gestellt worden war,3'so,_wird deutlich. ,.das&.-windende Bildschimipräsenz --+ 

der Golfkrise auch massive Rückwirkungen auf die persönliche Zustirnmungsrate des Präsidenten -_ -*__._ _-. -__ _ - 
haben musste.32 Mit einem Aderlass von 21 Prozentpunkten verlor der Präsident fast doppelt soviel 

an öffentlicher Unterstützung, wie er am 9. August 1990 hinzugewonnen hatte ( C 6 1  1991 : 247). 

Damit hatte er seine medienpolitischen Ressourcen offensichtlich ausgereizt. Allerdings konnte 

George Bush in den ersten beiden Monaten der Golflaise Fakten schaffen, die zunehmend ihre 

eigene Dynamik und Gesetzmäßigkeit entwickelten - am 16. Oktober 1990 hatten die amerikani- 

schen Streitkräfte am Persischen Golf bereits eine Stärke von 200.000 Mann erreicht. 

3.2. Die eingeschränkte Mitbestimmung der Legislative 

Eine Debatte über die amerikanische Rolle in der Golfloise hatte im Kongress bis dahin nicht statt- // 
31 

ABC, CBS und NBC widmeten im besagten Zeitraum ganze 40% ihrer Lead Stories zur Golfkrise, die aus 
Newsbeats in den USA kamen, allein dem Weißen Haus (Cook 1994: 117). 
I 2  George Bushs öffentliche Zustimmungsraten waren in seiner Amtszeit mit einem Wert von 0,73 durchweg 
hoch mit der Art der Berichterstattung über ihn korreliert. Der Korrelationswert bezieht sich dabei auf Mei- 
nungsumfragen von Gallup (Graber 1993: 323, Fn. 7). 
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gefiinden.33 Das Weiße Haus informierte den Kongress arn 9. August 1990, zwei Tage nach dem 

Beginn des amei-ikanischen Truppenaufmarsches, darüber, dass Soldaten in die Region verlegt 

würden. Von einer vorherigen Beratung mit der Legislative, wie sie das Kriegsvollmachtengesetz 

von 1973 eigentlich vorsieht, konnte nicht die Rede sein?' G e  Exekutive ging unilateral vor. Eine 

Sondersitzung des Kongresses, der sich in der Sornmerpause befand, wurde erst gar nicht in Be- 

tracht gezogen. Vielmehr spielte Präsident Bush die Truppenentsendung herunter und betonte i h q '  
r 

I 

defensiven Charakter. i i 

Irn Hinblick auf das Kriegsvollmachtengesetz, das für den Fall einer Truppenentsendung in eine 

Knsenregion neben der Berichtspflicht (innerhalb von 48 Stunden) eine Ermächtigung durch den 

Kongress verlangt bzw. einen Tmppennickzug vorsieht (binnen 60, respektive 90 Tagen), nahm 

der Präsident eine allzu bekannte Haltung ein. Einerseits kam er dem Buchstaben des Gesetzes 

insofern nach, als er den Kongress mit Blick auf Abschnitt 4a, 2 über den Tnippenauharsch am 

Golf informierte. Andererseits betonte er mit Blick auf Abschnitt 5b und die 60-Tage-Frist, dass 

eine Ermächtigung durch die Legislative aufgrund der ihm durch die Verfassung übertragenen 

Rechte als Oberkommandierender der Streitkräfte nicht erforderlich sei, Wie seine Arntsvorgänger 

erachtete George Bush das Kriegsvollmachtengesetz gls verfass~ngswidrig?~ Gleichwohl wusste 

der Präsident, dass er sich auf einem schmalen Grad bewegte (vgl. Bush/ScowcroR 1998: 357-359, 

397f). Ohne die Unterstützung des Kongresses würde die Glaubwürdigkeit der amerikanischen 

Politik in der Golfkrise nicht nur gegenüber dem Irak, sondern auch gegenüber der arnerikanischen 

Öffentlichkeit erodieren. 

Obwohl der Kongress mit Ausnahme von Sam Nunn, dem damaligen demokratischen Vorsit- 

P zenden des Streitkräfteausschusses im Senat, vor der Truppenentsendung nicht konsultiert wurde 

Vgl. Dahmer (19 : 360-370); Bush/Scowcroft (1998: 372-374); Keynes (1996: 249-253); U.S. Congress 
(1991: 1 2 1 - 1 3 5 p  r Kongress befand sich bis Anfang September in der Sornmerpause. Hinzu kamen die her- * anna enden Midterm-Wahlen - aber auch die hohen Zustimmungsraten zur Politik des Präsidenten ließen einen 
offensiven Umgang mit der Golfkrise zunächst inopportun erscheinen. 
34 In Abschnitt 3 des am 7. November 1973 in Kraft getretenen Kriegsvollrnachtengesetzes (Public Law 93-148) 
heißt es, dass der Präsident sich ,,in allen möglichen Fällen'' mit dem Kongress beraten soll, ,,bevor C...] Streit- 
kräfte der Vereinigten Staaten in Kampfhandlungen oder in Situationen ein[ge]setzt [werden], in denen eine 
unmittelbar bevorstehende Verwicklung in Kampfhandlungen sich deutlich aus den Umständen ergibt [...I" (zit. 
nach CzempieL/Schweitzer 1989: 356). . 
35 

B ~ ~ h / S c o ~ c r o f t  (1998: 398); vgl. auch Dahmer (1998: 111-142); Collier (1989: 9-12). In diesem Zusamrnen- 
hang geht es insbesondere darum, ob der Kongress die im Kriegsvollmachtengesefz festgelegten Bestimmungen 
zum Truppenr(ickzug mittels Concurrent Resolution (Abschnitt 5c) beschließen kann, wozu es nur einer einfa- 
chen Mehrheit in beiden Kammern bedarf (so genanntes legislatives Veto). Folgt man Artikel I, Abschnitt 7,3 
der amerikanischen Verfassung, dann bedürfen Entschließungen des Kongresses der Zustimmung respektive 
Unterschrift des Präsidenten und können im Falle seines Vetos nur mit Zweidrittelmehrheit in beiden Häusern 
überstimmt werden, So gesehen wäre eine Concurrent Resolution ZU Anwendung der Bestimmungen des 
Kriegsvollmachtcngcse~, die auf einfachen Mehrheiten in beiden Kammern gründet, verfassungswidrig. Das 
wurde vom Obersten Bundesgericht~hof 1983 mit Blick auf das legislative Veto bestätigt (vgl. Fisher 1991a: 
146-148). 
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(Keynes 1996: 242), stellte er sich hinter den ~räsidentenl~iese »Willfährigkeit« des Kongresses 

hatte deutliche Auswirkungen auf die Qualität der öffentlichen Debatte über die Truppenentsen- 

dung. ,Mit einem Kongress, der den Präsidenten unterstützte", bringt es John Zaller auf den Punkt, 

,,wurden die Medien oppositioneller Quellen beraubt, was sie dazu zwang, den Präsidenten in ihrer 

Berichterstatti.mg zu unterstützen [...I" (Zaller 1994: 256).36 I 
Dieser Trend setzte sich auch im September 1990 fort, obwohl die Kongressmitglieder innvi- 

schen aus der Somrnerpause zurückgekehrt waren und Hearings abgehalten wurden (vgl. U.S. 

Congress 1991a: 75-268). Aus dem Kongress kamen im AugustfSeptember 1990 trotzdem nur 4% 

der Lead Stories, die ABC, CBS und NBC zur Golfkrise sendeten (Cook 1994: 1 17). Die Exekuti- 

ve dominierte medial und der damit einhergehende Rally-Effekt verfehlte seine Wirkung auch auf 

den Kongress nicht. Anfang Oktober 1990 stimmten beide Kammern mit großer aberparteilicher 1 
Mehrheit der Entsendung amerikanischer Streitkräfte m Verteidigung Saudi-Arabiens zu.)' Aller- ,/ 

I '  
dings betonten die Fraktionsfiihrer der demokratischen Mehrheiten in beiden Häusern, dass dies 

t. 

nicht mit einem Freifahrtschein des Präsidenten fur eine offensive militärische Lösung verwechselt 

werden dürfe (U.S. Congress 1991: 122). 

Der Kongress wartete ab, wiewohl der demokratische Fraktionsführer und Speaker des Reprä- 
f 

sentantenhauses Tom Foley im September im Rahmen eines Treffens mit dem Präsidenten deut- 

lich machte, dass jedes offensive militärische Vorgehen eine Debatte über die War Powers zur 

Folge haben würde (Bush/Scowcrofi 1998: 372). Die zögerliche Haltung des Kongresses kam 
I 
1 nicht von ungefähr - die Anfang November stattfindenden Midterm-Wahlen ließen es Iur die De- ' 

mokraten politisch riskant erscheinen, sich offen gegen die Politik des Präsidenten auszusprechen, / ! / 
I I 

solange das Weiße Haus öffentlich die defensive Option betonte. Allzu leicht konnte der Eindruck* 

des Dolchstoßes entstehen, zurnal immerhin 25% der in der Golfiegion zusammengezogenen 
' 

Truppen von Afi-o-Amerikanern gestellt wurden, die traditionell zur Klientel der Demokraten ge- ' / ' 
hören (Keynes 1 996: 250). 't i 

i 
Die Situation änderte sich schlagartig mit der Ankündigung Georgo Bushs am 8. November 

1990 (Nnf Tage nach den Midtem-Wahlen), die amerikanischen Truppen in der Region auf über 

430.000 aufzustocken. Nun stand das »Vietnam-Syndrom« klar umrissen im Raum, und Ende 

36 Ahnliche Wechselwirkungen zwischen öffentlicher Meinung, der Medienpolitik der Exekutive, der Berichter- 
stattung der Medien und dem Verhalten des Kongresses stellten sich auch wähmd der Grenada-Intervention 
1983 ein. Die anfangs massive G t i k  an dem Militäreinsatz seitens der demokratischen Mehrheit im Kongress 
verebbte nachdem Meinungsumfragen eine immense öffentliche Zustimmung zu der Intervention offenbarten 
(Kerne11 1997: 1840. Die Administration hatte - nach einer totalen Nachrichtensperre - insbesondere die Nach- 
richten in den Printmedien eindeutig dominiert (Nacos 1990: 18 1). 
37 Das Repräsentantenhaus verabschiedete dazu am 1. Oktober 1990 mit 380:29 (House Joint Resolution 658), 
der Senat am 2. Oktober 1990 mit 96:3 (Senate Concurrent Resolution 147) eine entsprechende Resolution (U.S. 
Congress 199 1: 122). 



Von der »imperialen « zur »medialen << Präridentschafr 27 

November 1990 begann zunächst der Senat mit Anhöningen. Deren Bedeuhuig -de durch die 

W-Sicherheitsratsresol~ti~n 678 unterstrichen, die arn 29. November 1990 verabschiedet v d e  

und dem Irak androhte, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um den Frieden in der Region wie- 

derl~emstellen, wenn er nicht bis zum 15. Januar 1991 alle vorangegangenen Resolutionen um- 

Die Anhöiwlgen im Senat blieben nicht ohne Auswirkung auf die Berichtersta~uig der Medi- 

en. Hatten irn Zeitra~un zwischen dem 8. und 16. November 1990 noch 59% aller Artikel in der 

New York Times und 5 1 % in der Washi~lgton Post die Position des Präsidenten unterstützt, so sank 

diese Ziffer während der Senatsanhörungen auf 44 bzw. 45% (EntmanfPage 1994: 86). Rein quan- 

titativ gesehen gewann die Kritik an der militärischen Lösung des Konflikts im Zeitraum der An- 

hörungen zwar die Oberhand, das Ausmaß der Debatte in der Politszene wurde jedoch von den 

Printmedien nicht adäquat reflektiert. Die vorgeladenen Zeugen wurden augenscheinlich nicht 

nach dem Gehalt ihrer Aussagen, sondern nach ihrem momentanen Rang in der Washmgtoner 

Hierarchie bewertet, Personen, die niemals ein Amt oder Mandat in Washington inne gehabt hat- 

ten, wie etwa der Friedensforscher Gary Milhollin, wurden so gut wie vollständig ignoriert 

(Entman/Page 1994: 91-93). Noch gravierender wirkte sich allerdings die Tatsache aus, dass die 

Äu~erun~en der vorgeladenen Zeugen und Kongressmitglieder den Statements der Bush- 

Administration nachgeordnet wurden: Durch diesen ~~Verlautbanuigsjoumalismus~~ dominierte die 

Exekutive die Titelseiten, während die Hearings irn hinteren Teil der Zeitungen »verschwanden« 

(Entmaflage 1994: 92). 

Im Senat wurden die Anhörungen bis zum 5 . ,  im Repräsentantenhaus bis zum 20. Dezem- 

ber 1990 fortgesetzt, allerdings ohne in eine formelle Beratung über die Kriegsvollmachten zu 

münden. Die begann erst am 10. Januar 1991, sozusagen ,,kurz vor zwölf' (U.S. Congress 

1991: 131) und nur flinf Tage vor Ablauf des UN-Oltimatums. Nach dreitägiger Debatte, der 

die Bitte Präsident Bushs um Zustimmung des Kongresses zur Anwendung aller erforderli- 

chen Mittel im Hinblick auf die Umsetzung der Sicherheitsratsresolutionen vorausgegangen 

war, stellten sich arn 12. Januar 1991 das Repräsentantenhaus mit 250:182 und der Senat mit 

52:47 hinter den Präsidenten. Dabei stimmten im Haus 164 Republikaner und 86 Demokraten 

für die Ermächtigung, während sich 179 Demokraten und drei Republikaner dagegen ausspra- 

chen. Im Senat unterstützten 43 Republikaner und neun Demokraten den Präsidenten, 45 De- 

mokraten und zwei Republikaner verweigerten ihm die Zustimmung. Präsident Bush hatte 

sich durchgesetzt, wenn auch im Senat nur mit der denkbar knappen Mehrheit von funf Stirn- 

I rnen. 

38 
Die UN-Sicherheitsratsresolution 678 ist abgedruckt in Congressional Quarterly Almanac (1 991 : 737). 
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I .  Der Präsident wurde ermächtigt, militärische Mittel nir Durchsetmg der UN-Resolution 678 i .  

einzusetzen. Allerditlgs sollte er zuvor dem Kongress gegenüber feststellen, dass alle friedlichen 

versuche zur Beilegung des Konflikts gescheitert waren. Außerdem wurde ein Bemg m Abschnitt 

5b des Kriegsvollinachtengesetzes hergestellt, ohne dass damit fieilich eine formelle Knegserklä- 

m g  verbunden war - auch wenn Speaker Foley die Entscheidung dahingehend interpretierte, dass 

der Kongress ,das praktische Äquivalent zu einer Knegserklämg4' (zit. nach Keynes 1996: 25 1, 

Fn, 41) verabschiedet habe. 

Die arnerikanisclie Öffentlichkeit war mit der Qualität der dreitägigen Debatte, die dieser 

»Kriegserkläning« vorausgegangen war, offensichtlich unnifiieden. Am 13. Januar 1991, einen 

Tag nach der Verabschiedung der War Powers Resolution, befiirworteten nach einer Umftage von 

ABCIWashington Post zwar 69% einen Krieg gegen den Lrak (KohuUToth 1995: 142). Nach Um- 

Fagen des Times Mirror stellten aber 42% gleichzeitig fest, dass sie in den Medien noch immer zu 

wenig von den Kritikern eines militärischen Waffengangs am Golf gehört hätten (KohutJToth 

1995: 143). Und 'das obwohl gut 34 Millionen Zuschauerinnen und Zuschauer die unkornmentierte 

Übertragung der Debatte des Repräsentantenhauses auf dem Cable Satellite Public Aflairs Network 

(C-SPAN) mitverfolgt hatten (Muir 1993: 127):' 

j3.3. Zensur: Der Golfkrieg 

Als arn 16. Januar 1991 der Luftkrieg gegen den lrak begann, waren in Saudi-Arabien ungefähr 

1.000 Journalisten und technisches Personal akkreditiert (Woodward 1997: 173). Die Berichter- 

stattung über den Kneg am Golf, welche die arnerikanische Gesellschaft von diesem immensen 

journalistischen Aufgebot in den folgenden knapp anderthalb Monaten zu sehen, zu hören und zu 

lesen bekommen sollte, ähnelte dabei sehr den Nachrichten aus den vorangegangenen fünf Mona- 

ten der Operation Desert Shield. Dies hatte seine Ursache in der >>Medien(knegs)politika der Exe- 

kutive, die, wie bereits erwähnt, nicht erst zu Beginn des Krieges einsetzte, sondern schon im Au- 

gust 1990 auf Hochtouren lief. Dabei war die Administration mit ihrer Informationspolitik und 

Öffentlichkeitsarbeit am Golf offensichtlich mehr als erfolgreich gewesen: Von den 2 3 5 5  Minuten 

Sendezeit, die Berichten aus der Goleegion zwischen dem 8. August 1990 und dem 3. Januar 1991 

39 
Nach Brian Lamb, Gründer und Hauptgeschäftsfflher von C-SPAN, stellte dies ..die größte Zahl an Zu- 

I schauerinnen und Zuschauer'' (Muir 1993: 127) dar, die der Sender jemals gehabt hatte. Das Repräsentantenhaus 
I 

f iMe 1979, quasi als verspätete Reaktion auf die Medienpolitik der Exekutive, die Fernsehübemagung von 
Plenarsitzungen ein. Der Senat zog erst 1986 nach. Die Plenardebatten werden von eigens dafiir ins Leben gern- 
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in den Networks eingeräumt wurden, befassten sich ganze 29 Minuten mit öffentlicher Kritik an 

dem Tnippenauharsch (Denton 1993: 3 1).40 

Die zentrale Maxime des Annex Foxtrott, der wohl der Löwenanteil an diesem Erfolg der Me- 

dienpolitik der Exekutive zuzuschreiben ist, fand dann auch im Krieg ihre Fortsetnmg. ,,Die Ver- 

I treter von Nachrichtenmedienc', hatte Marinekapitän Ron Wildernuth seinen Vorgesetzten, schon 

im August 1990 empfohlen, „sind ständig zu begleiten. Ich wiederhole: ständig" (zit. nach Ma- 

cArthw 1993: 15 Diese »ständige Begleitung« der Journalisten bedeutete unter anderem auch die 

I Fortschreibung des so genannten »Pool-System<<. Es war 1984 von der Sidle-Cornrnission als 

I Kompromiss vorgeschlagen worden,'" nachdem die totale Nachrichtensperre während der Grena- 

I da-Intervention massive Proteste der Medien und sogar den Rücktritt des Direktors des W O C  

nach sich gezogen hatte (MacArthur 1993: 159).42 Der National Media Pool des Verteidigungsrni- , 
._--- 

nisteriums, bestehend aus einer rotierenden Anzahl von regulären Pentagon-Korrespondenten, war 

I nun ersten Mal während der Intervention in Panama eingerichtet worden. Lin August 1990, zu 
6 

Beginn der Golkise, wurde das Pool-Arrangement trotz vehementer Proteste der Journalisten , 

über die Beschränkungen der Berichterstattung in Panama fortgeflihrt (MacArthur 1993 : 1 7). 

Während des fünfwöchigen Luftkriegs zählte der National Media Pool des Pentagon ganze 126 

Beri~hterstatter.~~ 250 Journalisten wurden dann während des dreitägigen Bodenkriegs, von 

Presseoffizieren des Pentagon eskortiert und an Kriegsschauplatze verbracht (Woodward 1997: 

1 74).44 Ihre Berichte unterlagen, wie der für Öffentlichkeitsarbeit zuständige Assistant Secretaly of 

Defense, Pete Williams, bereits am 14. Dezember 1990 in einem Memorandum angekündigt hatte, 

fenen Networks, nämlich C-SPAN, bzw. C-SPAN I1 unkomrnentiert übertragen (Hess 1991: 35; Graber 1993: 
313). 
40 

Der so genannte »Fallschirmjournalismus«, ein Kind des verstärkten Konkurrenzkampfes und der Ressour- 1, \ cenknappheit, verstirkte dabei die Kontrollm6glichkeiten der Exekutive über die Berichterstattung. Zum Zeit- 

I punkt der irakischen Invasion hatte nämlich nur die Washington Post einen Korrespondenten in Kuwait. Die 
L 

nach Saudi-Arabien eingeflogenen Journalisten, welche über den amerikanischen Truppenaufmarsch berichten 
sollten, sprachen in der Regel kein arabisch und kannten weder Kultur noch Geographie der Region, was ilire 
Abhängigkeit von den Informationen des Pentagon zum Regelfall werden lie13 (Woodward 1997: 159). 
4 1 ZU den Empfehlungen der Sidle-Comrnission vgl. Baroody (1 998: 65). 
42 

Der Rücktritt von David Gergen, der sich „durch die Lügen seiner Vorgesetzten kompromittiert" (MacArthur 
1993: 159) sah, muss allerdings als ambivalenter Vorgang eingestuft werden. Waren die am Fernsehen orien- 
tierten PR-Techniken, die unter Ronald Reagans Präsidentschaft von Michael Deaver, David Gergen und Roger 
Ailes entwickelt worden waren, doch laut Gary C. Woodward ein „Modell" (Woodward 1993: 17) für viele 
Institutionen der Bundesregierung - so auch fiir das Pentagon. 
43 

Die 126 Berichterstatter trafen am 18. Januar 1991 mit einem Flugzeug, das eigens vom Pentagon für die 
Krieg~berichterstattun~ bereit gestellt worden war, in Saudi-Arabien ein (Baroody 1998: 107). 
44 

Mitunter kamen die Journalisten allerdings erst gar nicht ins Kampfgebiet. In jener Woche irn Februar 1991, 
als alliierte Truppen die saudisch-irakische Grenze überquerten, wurden einige Missionen des Pool, dem Gary 
Matsumoto (NBC) angehöde, von General Norman Schwarzkopf gestrichen. Während anderer Expeditionen in 
der gleichen Woche ~verimenx sich die Presseoff~iere mit den Joumalisten in der Wüste (MacAnhur 1993: 
212). Kein Wunder, dass Tom Brokaw von NBC rückblickend gestand, sein Sender sei ,,im Pool 

I 'untergegangen"' (zit. nach MacArthur 1993: 200). 
I 
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einer ,$icherheitsüberprüfung an der Quelle" (zit. nach MacArthw 1993: 36). ,,h Klartext be- 

deutete dascc, resiimiert MacArthur, ,,daß die Poolberichte vor der Weitergabe an das übrige Pres- 

sekorps von einem Zensor gelesen und bearbeitet wurden" (MacArthw 1993: 36). 

Mit dem Pool-Arrangement, dem eigenen PR-Material und den Presse-Briejngs war die Steue- 

rung der Berichterstattung über den Golfkrieg durch das Pentagon nahezu absolut, zumal es neben 

den Pools, wie Jay Tuck, Korrespondent in Kuwait während des Golfkriegs, feststellte, nur noch 

zwei Möglichkeiten gab, außerhalb von Dhahran m drehen. Die erste Möglichkeit bestand darin, 

„in militärisch nicht relevante Gegenden zu fahren, um so genannte Rand-Stories zu machen. Die 

letzte Möglichkeit war eine so genannte Uni-Laterale [ . . . I u  (zit. nach Löffelholz 1993 : 145), wor- 

unter unbegleitete Reisen zu verstehen sind. Diese Option wurde selten genutzt und erwies sich als 

gefährlich. Während das Gros der Journalisten im Dhahran International Hotel und im Riyndh 

Hyatt blieb und dort auf die neuesten Verlautbarungen des Pentagon oder Pool-Berichte wartete, 

machte sich der Korrespondent von CBS, Bob Simon, mit seinem Karneratea. auf, um sich vor 

Ort selbst ein Bild von der Lage zu machen - und wurde prompt von den Irakern gefangenge- 

nommen (Goren 1993 : 267). 

Was von den Berichten der Pool-Journalisten zu halten war, machte Molly Moore von der Wa- 

shington Post, die sich in einem der Pools des Pentagon befunden hatte, mehr als deutlich: 

,,In den ersten zwei Wochen nach dem Krieg", stellte die Journalistin fest, ,,erfiihr ich mehr als 

während des ganzen Krieges [...J Ich hatte keine Ahnung, was los war, und dabei war ich mitten 

drin. Sicher werden wir unsere Recherchen fortsetzen und das eine oder andere noch heraus- 

kriegen, wovon damals niemand etwas wusste [...] Der amerikanischen Öffentlichkeit wurde 

dieser Krieg praktisch nur aus militärischer Sicht gezeigt. An unabhängige Informationen war 

nicht heranzukommen" (zit, nach MacArthu 1993 : 177). 

4. Medieninforrnation und Außenpolitik in der Demokratie: 
Gesellschaftliche Partizipation versus mediale Deutungsmacht der Exekutive 

Die Außenpolitik von Demokratien, das machen die Entscheidungsprozesse der USA in der 

Golfknse 1990 und im Golflaieg 199 1 deutlich, gestalten sich komplexer als dies das Außen- 

politikmodell der liberalen Theorie nahelegt (vgl. Moravcsik 1997: 545; Czempiel 1996: 84). 

Von einem ausschließlichen „'bottom-up ' view of politics" (Moravcsik 1 997: 5 1 7) kann unter 

Berücksichtigung des Faktors »Medieninfomationc< nicht ohne Weiteres die Rede sein. 

Vielmehr erhält Schmidts Einwand Bestätigung, dass ,die Revolutionierung der Beziehungen 
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zwischen demokratischer Gesellschafl und politischem System durch die hypertrophe Ent- 

wicklung und Konkurrenz der Informations- und Kommunikationstechnologien [...I viel stär- 

kere politikwissenschaftliche Beachtung [verlangt]" (Schmidt 1996: 108). 

Wird der mediale Diskurs in den USA durch die Exekutive dominiert - und das legt die seit 

den siebziger Jahren beobachtbare fortschreitende Professionalisierung der Öffentlichkeitsar- 

beit des Weißen Hauses und des Pentagon nahe - bleibt das nicht ohne Auswirkungen auf die #,-r 
I 

Partizipationschancen der Öffentlichkeit am außenpolitischen Entscheidungsprozess der USA. 
) 

! $  Denn nur über einen ausgewogenen medialen Diskurs kann sichergestellt werden, dass gesell- 

schaftliche Präferenzbildungsprozesse nicht durch partikulare Interessen und Deutungsmuster 

verzerrt werden. Genau das aber war in den ersten drei Monaten der Golfkrise offensichtlich 

der Fall, Der Präsident dominierte, die Öffentlichkeit folgte und der Kongress schloss sich 

nolens volens an.45 Eine Alternative hätte unter Umständen in einer aktiveren Medienp*tik 
. . 

der Legislative als Gegengewicht zu den Deutungen der Exekutive gele~en. Zwar verfGgt der 
---.-__-..CI 

~räsident _- -_._ -. auch ..--- ----------~l___l___ heute noch über eine ,,Public ~elntions-~aschine", welcher der Kongress als 
1___-- -- 

Institution ,nichts Ver t]" (Kleinsteuber 1 999: 3 86). Gleich- 

wohl scheinen die meisten Abgeordneten und Senatoren ihre Lektion in Sachen 

»Medienpolitik« inzwischen gelernt zu haben. So kommt Karen M. Kedrowski zu dem 

Schluss, dass der Anteil an so genannten »media entrepreneursqc im Kapitol deutlich zuge- 

nommen hat (Kedrowski 1996: 49).46 Nach dem Wechsel der Mehrheitsverhältnisse irn Kon- 

gress 1994 setzte sich dieser Trend verstärkt fort. Wie kein anderer vor ihm kultivierte insbe- 

sondere der republikanische Präsident des Repräsentantenhauses Newt Gingrich (1995-1 998) 

eine Public Speakership:' um dem Weißen Haus mit Blick auf das *Agenda-Settingu. erfolg- 

reich Paroli zu bieten. 

,,Genau so wie der Gebrauch der Medien das Aukornrnen einer starken Präsidentschaft [im 

20. Jahrhundert] begünstigte, hat der Gebrauch der Medien durch führende Parlamentsrnit- 

45 SO stellt John Lehmann denn auch einerseits fest, dass die amerikanische Gesellschaft, trotz ihres intematio- 
nalen Rufs kriegslüstemd zu sein, „fast nie dafür wa[r], Kampfhandlungen zu initiieren" und betont, dass ,,ihre 
Repräsentanten im Kongress [...I diese Abneigung so gut wie immer widergespiegelt [haben]", Waren die USA 
allerdings erst einmal in Kampfhandlungen verwickelt worden, konstatiert Lehmann andererseits, so unterstützte 
die öffentliche Meinung diese und der Kongress schloss sich in der Regel dieser Haltung an (Lehmann 1992: 
2121213). 

unter dem Begriff .medio iioetrepreneurrr subsumiert Kedrowski „Mitglieder des Kongresses, die Medienbe- 
richterstattung für ein legitimes und effektives Instrument zur Beeinflussung von [...I Politik halten" (Kedrowski 
1996: 1 1). 
47 Harris (1998: 197, 199, 212). Gegenüber der USA Today war Newt Gingrich im Hinblick auf das Geheimnis 
seines medialen Erfolgs ganz offen: ,,You guys Want to Cover nine seconds, 1'11 give you nine seconds, because 
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glieder den Kongress ebenfalls gestärkt. Sicherlich kommt der Kongress nicht in den Ge- 

nuss jener ausgedehnten Berichterstattung, wie sie dem Präsidenten zuteil wird, aber er hat 

zunehmend Möglichkeiten, Botschaften, die aus dem Weißen Haus kommen, etwas entge- 

gen zu setzen. Und manchmal hat der Kongress und nicht der Präsident die politische 

Agenda dominiert" (Harris 1 998: 207). 

Das ändert freilich daran nichts, dass der amerikanische Präsident insbesondere in akuten Kri- 

sensituationen nach wie vor über einen Handlungs- und Deutungsvorsprung verfugt,48 

sich in der Golfkrise 1990 und im Golkieg 1991 zeigte. 

Für die liberale Theorie ergeben sich daraus Konsequenzen. Wenn die Öffentlichkeit nicht 

über ausgewogene Informationen verfügt, kann mit Blick auf militärische Gewalteinsätze nur 

eingeschränkt von gesellschaftlicher Partizipation, geschweige denn von demokratischer 

Kontrolle gesprochen werden. Dieser Befund ist auch für die internationale Politik nicht uner- 

heblich. Wenn die wechselseitige Wahrnehmung der Staaten sozial konstruiert ist, wie der 

Konstruktivismus in den IB plausibel dargelegt hat,@ kann der privilegierte Zugang politi- 

scher Akteure zu innerstaatlichen ~~Konstruktionsressourcenc~ nicht ohne Auswirkung auf 

gesellschaftliche Präferenzbildungsprozesse und zwischenstaatliche Interaktionsergebnisse 

bleiben. Ein arnerikanischer Präsident, der mit seiner Medienpolitik den öffentlichen Diskurs 

über den Einsatz militärischer Gewalt dominieren kann, verfügt offensichtlich über größere 

außenpolitische Handlungsspielräurne, als dies die liberale Theorie mit ihrem Rekurs auf ge- 

sellschaftliche Partizipation erwarten lässt. 

Gleichwohl muss vor Verallgemeinerungen gewarnt werden. Die Medienpolitik der US- 

Exekutive muss zunächst im Kontext der spezifischen und historisch kontingenten Erforder- 

nisse des arnerikanischen politischen Systems gesehen werden: Verfassungsrechtlich eindeu- 

tig auf die Teilhabe und Zustimmung der Legislative angewiesen, war es den >>imperialen« 

Präsidenten der Nachkriegszeit gelungen, die außenpolitischen Entscheidungsprozesse zu do- 

minieren. Seit den siebziger Jahren ist der amerikanische Präsident aber, anders als der Pre- 

mierminister oder Bundeskanzler im parlamentarischen Regiemgssystem, aufgrund der 

Synergie zwischen gesellschaftlichen Korrekturfordemngen und institutionellen Refomen in 

wachsendem Maße gezwungen, zeitraubende und fragile Mehrheiten für seine Politik im 

that is the cornpetitive requirement ... I've simply tried to leam my half of your business" (zit. nach Cook 1998: 
114). 
48 

Zur Unterscheidung zwischen crisis policy, strategic policy und ssmictural policy vgl. LindsayiRipley (1 993 : 
19). 
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Kongress zu organisieren. Dass er sich dabei - zumal unter den Bedingungen eines inzwischen 
I 

zur Regel gewordenen divided governrnenf (vgl. Dürr 1996; Thurber 1 997) - einer immer aus- i 
V \  gefeilteren Medienpolitik bedient, um den Kongress über den »Umweg« der öffentlichen 1 

Meinung zu beeinflussen, überrascht mit Blick auf die Spezifika des amerikanischen Regie- p \ 

rungssystems kaum. 
n 

Auch aderhalb des US-Kontextes bleibt festzustellen, dass Medienpolitik oder öffentlichkeitsl 

arbeit grundsätzlicli in einem Spannungsverhältnis zum Journalismus stehen. ,,Je - mehr Einfluß 

Öffentlichkeitsarbeit ausübt", hält Barbara Baerns in diesem Zusamrnenhangfest, -- ,,W so weniger 
1____11 

Einfluß k o m t  Journalismus zu wid umgekehrt" (Baerns 1985: 17). Normen, Arbeitsweisen und -"------ --- 

i 
Selbstverständnis des Journalismus und damit auch der Erfolg der Medienpolitik der Exekutive 

variieren aber über die politischen Systeme hinweg. So stellt Cohen im Hinblick auf Frankreich, 

die Niederlande und die USA fest, dass flir journalistische Arbeit in diesen Ländern jeweils unter- 

schiedliche Regeln gelten, die „aus den Erfordernissen und Nomen von verschiedenen politischen 

Systemen erwachsenc' (Cohen 1994: 10). Auch Timothy E. Cook konstatiert, dass die Golflaise für 

das französische Fernsehen im Gegensatz zur innenpolitischen Konstrtiktion der internationalen 

Umwelt, wie sie von den amerikanischen Networkr vorgenommen wurde, „zuerst global, dann 

ideologisch konstruiert" (Cook 1994: 105) war. Cook verdeutlicht dies anhand eines Treffens des 

US-Außenministers Jarnes Baker mit seinem irakischen Amtskollegen Tariq Azz, das am 10. Ja- 

nuar 1991 in Genf stattfand. Während das französische Fernsehen Stimmen aus dem gesamten 

politischen Spektrum Frarkreichs, von der Kommunistischen Partei bis zum Front National, ein- 

fing, um das Treffen darzustellen, schaltete der amerikanische Sender ABC zu seinen Reportern im 

Weißen Haus, irn Außen- und im Verteidigungsministek 

Begünstigen die Arbeitsweisen der amerikanischen Networks offensichtlich die Öffentlich- 

keitsarbeit der arnerikanischen Exekutive, so ist deren Erfolg dennoch keineswegs garantiert. 

Eine grundlegende Voraussetzung für effektive Public Relations des Präsidenten ist und bleibt 

der geringe Informationsstand der amerikanischen Öffentlichkeit mit Blick auf das jeweilige 

Außenpolitikfeld. So mündete die versuchte innenpolitische Vermarktung der Operation De- 

sen Thunder, mit der Präsident Clinton Ende Februar 1998 Saddam Hussein mit militärischer 

Gewalt dam zwingen wollte, den UN-Inspektoren Zugang zu den >>Palästen<< des irakischen 

Staatspräsidenten zu gewähren, in einem ,,PR-Debakel" (Nelan 1998: 28). Im Gegensatz m 

199011991 ließ sich die merikanische Öffentlichkeit nicht noch einmal auf das Feindbild 

eines reinkamierten Hitlers einschwören. Die Öffentlichkeit war inzwischen informiert, womit 

49 
Vgl. Risse (1999); Boelde et. al. (1999); Checke1 (1998); Wendt (1995, 1992), Für eine Kritik vgl. auch Jae- 

ger (1996). 
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sich bestätigte, dass ,,informierte Menschen Demokratie [durchaus] leben [können]" (Wolf 

1996: 26). 

Freilich gilt es, die situativen Bedingungen empirisch genau zu bestimmen, die dazu fuh- 

ren, dass der schmale Grat zwischen informierter und manipulierter Öffentlichkeit, zwischen 

emanzipierter Presse und Verlautbarungsjournalismus, also im Grunde zwischen Res Publicni 
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